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Teil1
Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen
(1) Dieses Gesetz gilt fiir die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindertagesein-
richtungen und in der Kindertagespflege. Es findet keine Anwendung auf heilpadagogische Ein-
richtungen.

(2) Dieses Gesetz gilt fir Kinder, die einen Platz in einer Kindertageseinrichtung oder in der Kin-
dertagespflege in Nordrhein-Westfalen in Anspruch nehmen.

(3) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die jeweiligen Erziehungsberechtigten. Ein Kindergar-
tenjahr entspricht dem Schuljahr, es beginnt am 1. August und endet am 31. Juli des folgenden
Jahres.

§2

Allgemeine Grundsatze
(1) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Bildung und auf Férderung seiner Personlichkeit. Seine
Erziehung liegt in der vorrangigen Verantwortung seiner Eltern. Die Familie ist der erste und
bleibt ein wichtiger Lern- und Bildungsort des Kindes. Die Bildungs- und Erziehungsarbeit in den
Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege erganzt die Forderung des Kindes in der Fami-
lie und steht damit in der Kontinuitat des kindlichen Bildungsprozesses. Sie orientiert sich am
Wohl des Kindes. Ziel ist es, jedes Kind individuell zu fordern.

(2) Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege haben einen eigenstandigen Bildungs-, Er-
ziehungs- und Betreuungsauftrag.

(3) Die Forderung des Kindes in der Entwicklung seiner Personlichkeit und die Beratung und In-
formation der Eltern insbesondere in Fragen der Bildung und Erziehung sind Kernaufgaben der
Kindertageseinrichtungen und der Kindertagespflege. Das padagogische Personal in den Kinder-
tageseinrichtungen und die Kindertagespflegepersonen haben den Bildungs- und Erziehungs-
auftrag im regelmaBigen Dialog mit den Eltern durchzuflihren und deren erzieherische Entschei-
dungen zu achten.

§3
Wunsch- und Wahlrecht

(1) Eltern haben das Recht, fiir die Betreuung ihrer Kinder zwischen den im Rahmen der ortlichen
Jugendhilfeplanungen zur Verfigung stehenden Tagesbetreuungsangeboten zu wahlen.

(2) Der Wahl nach Absatz 1 soll am Ort des gewodhnlichen Aufenthaltes und auch an einem ande-
ren Ort entsprochen werden, sofern dies nicht mit unverhaltnismaBigen Mehrkosten verbunden
ist. Dabei sind die Bedurfnisse von Kindern mit oder mit drohenden Behinderungen an einer
wohnortnahen Betreuung in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege zu bertick-
sichtigen. Bei der Feststellung der VerhaltnismaBigkeit der Mehrkosten sind alle fur die Wahl
maBgeblichen Griinde angemessen zu berlicksichtigen.
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(3) Der zeitliche Umfang des Betreuungsanspruchs richtet sich nach dem individuellen Bedarf.
Die Eltern haben das Recht, die Betreuungszeit fir ihre Kinder entsprechend ihrem Bedarf und
im Rahmen dieses Gesetzes zu wahlen.

§4

Bedarfsplanung und Bedarfsermittiung

FuBnoten zu § 4 Bedarfsplanung und Bedarfsermittlung

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 4 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2027.

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe (Jugendamter) sind im Rahmen ihrer Jugendhilfepla-
nung unter Einbeziehung der Trager der freien Jugendhilfe zur Entwicklung eines bedarfsge-
rechten Betreuungsangebotes in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege verpflichtet. Dabei
ist der Vorrang der Tragerschaft anerkannter Trager der freien Jugendhilfe gemaB § 4 Absatz 2
des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11. September 2012 (BGBI. | S. 2022) in der jeweils geltenden Fassung, soweit
maoglich zu berucksichtigen. Die Bedarfe fur eine gemeinsame Férderung von Kindern mit oder
mit drohenden Behinderungen und nicht behinderten Kindern sind zu beachten.

(2) Die Jugendamter erstellen fir ihren Bezirk einen Bedarfsplan zur Kindertagesbetreuung in
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege und schreiben diesen jahrlich fort. Der Bedarfsplan
weist die im Jugendamtsbezirk zur Bedarfsdeckung betriebsgenehmigten Platze in Tagesein-
richtungen und in Kindertagespflege aus. Er enthalt die zur Realisierung eines bedarfsgerechten
Angebotes voraussehbare Entwicklung fur einen mehrjahrigen Zeitraum mit der Beschreibung
erforderlicher MaBnahmen unter Berlicksichtigung besonderer sozialraumlicher und zielgrup-
penorientierter Belange.

(3) Die Jugendamter sollen das Angebot an den Bedarfen der Familien ausrichten und den Wiin-
schen flir den Betreuungsumfang in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege entsprechen.
Sie stellen sicher, dass in ihrem Bezirk alle Betreuungszeiten in bedarfsgerechtem Umfang und
verlassliche Angebote in der Kindertagespflege vorgehalten werden. Bei der Planung sind auch
Betreuungsbedarfe in den Morgen- oder Abendstunden sowie an Wochenend- und Feiertagen
und in Ferienzeiten zu berlcksichtigen. Sozialrdumliche Besonderheiten, wie die adaquate Ver-
sorgung von sozial oder wirtschaftlich benachteiligten Bevdlkerungskreisen, und besondere An-
gebote, wie Familienzentren geman §§ 42 und 43 oder plus-KITAs geman §§ 44 und 45, sind zu
berlicksichtigen. In Ansehung der Anliegen erwerbstatiger und in Ausbildung stehender Eltern ist
nach Mdglichkeit anzustreben, auch einem Bedarf an Platzen flr wohnsitzfremde Kinder Rech-
nung zu tragen.

(4) Um den ortlichen Bedarf an Platzen nach Zahl, Art und Ausgestaltung unter Berlicksichtigung
der Wiinsche, Bedirfnisse und Interessen zu ermitteln, sollen neben demografischen Modell-
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rechnungen oder anderen Verfahren, auch gerade im Hinblick auf benétigte Offnungs- und Be-
treuungszeiten, insbesondere turnusmaBiig Befragungen von Eltern erfolgen.

(5) Die Jugendamter konnen die Verpflichtung nach § 24 des Achten Buches Sozialgesetzbuch,
fur Kinder im schulpflichtigen Alter nach Bedarf Platze in Tageseinrichtungen vorzuhalten, auch
durch entsprechende Angebote in Schulen erfillen. Dies gilt nach Ende des Kindergartenjahres
auch fur Kinder, die im selben Kalenderjahr eingeschult werden. Hierbei sollen die Jugendamter
mit den Tragern der freien Jugendhilfe zusammenwirken. Die Eltern von Kindern im letzten Jahr
vor der Einschulung sind zu Beginn des Kindergartenjahres auf den Betreuungsanspruch fur
schulpflichtige Kinder bis zum Schuleintritt hinzuweisen.

§5
Bedarfsanzeige und Anmeldung

FuBnoten zu § 5 Bedarfsanzeige und Anmeldung

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2027.

(1) Die Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes setzt grundsatzlich voraus, dass Eltern dem
Jugendamt spatestens sechs Monate vor Inanspruchnahme den fir ihr Kind gewiinschten Be-
treuungsbedarf, den gewiinschten Betreuungsumfang und die Betreuungsart in Textform ange-
zeigt haben. Die Anzeige kann auch Uber die Tageseinrichtungen oder Uber die drtlichen Fach-
vermittlungsstellen flir Kindertagespflege erfolgen. Soweit elektronische Bedarfsanzeigeverfah-
ren eingesetzt werden, sollen die Fachvermittlungsstellen fur Kindertagespflege in geeigneter
Weise aufgenommen werden.

(2) Eltern, bei denen kurzfristig Bedarf flir einen Betreuungsplatz entsteht, haben diesen gegen-
Uber dem Jugendamt unverzliglich anzuzeigen. Die Jugendamter sollen im Rahmen ihrer Pla-
nung auch daflir Vorkehrungen treffen, wenn Eltern im Laufe des Kindergartenjahres oder aus
besonderen Griinden ausnahmsweise schneller als in der Sechsmonatsfrist nach Absatz 1 einen
Betreuungsplatz bendtigen.

(3) Die Jugendamter missen den Eltern den Eingang der Bedarfsanzeige spatestens nach einem
Monat bestatigen und sie gleichzeitig Uber die ortlichen Kostenbeitrage nach § 90 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch informieren. Wenn nicht bereits ein Betreuungsvertrag abgeschlossen
wurde, erhalten in den Fallen des Absatzes 1 die Eltern vom Jugendamt in der Regel bis acht Wo-
chen, spatestens aber sechs Wochen vor dem Zeitpunkt, flir den der Bedarf angemeldet wurde,
eine Benachrichtigung Uber die Zuweisung des Betreuungsplatzes.

(4) Wenn und soweit die vor Ort eingesetzten Bedarfsanzeigeverfahren auch vorsehen, dass die
Eltern den Betreuungsbedarf ihres Kindes in den Tageseinrichtungen oder bei den 6értlichen
Fachvermittlungsstellen fir Kindertagespflege personlich anzeigen kénnen, sind die Trager von
Kindertageseinrichtungen und die der ortlichen Fachvermittiungsstellen fir Kindertagespflege
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verpflichtet, an den Bedarfsanzeigeverfahren mitzuwirken. Die Rechte der Trager in Zusammen-
hang mit der Gestaltung der Anmeldung in der Einrichtung und der Aufnahmeentscheidung blei-
ben unberuhrt.

(5) In Erganzung des Bedarfsanzeigeverfahrens nach den Absatzen 1 bis 3 konnen die Jugend-
amter nach Absprache mit den betroffenen Tragern von Kindertageseinrichtungen auch Verfah-
ren vorsehen, die eine Bedarfsanzeige in den Kindertageseinrichtungen bereits neun Monate vor
Inanspruchnahme eines Tageseinrichtungsplatzes vorsehen. Die Sechsmonatsfrist des Absatzes
1 bleibt unberihrt.

§6

Qualitatsentwicklung und Fachberatung

FuBnoten zu § 6 Qualitdtsentwicklung und Fachberatung

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2027.

(1) Zur Realisierung des Forderungsauftrages und zur Qualitatsentwicklung in der Kindertages-
betreuung sollen die Trager von Tageseinrichtungen und die Kindertagespflegepersonen durch
die ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe im Rahmen ihrer Gesamtverantwortung fachlich
beraten werden. Zu den Aufgaben der Qualitatsentwicklung und der Fachberatung gemaB § 47
in Kooperation mit den freien Tragern gehdéren insbesondere:

1. die Sicherstellung und Weiterentwicklung des Leistungsangebotes der Tageseinrichtungen
und der Kindertagespflege,

2. die Beratung bei der Organisation und Planung eines notwendigen Platzausbaus,

3. die Fachberatung der Trager, deren Einrichtungen in besonderer Weise mit Sprachbildung und
-férderung befasst sind,

4. die Qualitatssicherung und -entwicklung der padagogischen Arbeit, beispielsweise auch
durch Fort- und Weiterbildungen zu Ubergreifenden padagogischen und organisatorischen Fra-
gestellungen,

5. die Organisation eines angebots-, einrichtungs- beziehungsweise trageriibergreifenden fach-
lichen Austauschs,

6. die Information der Trager und Kindertagespflegepersonen tber fachpolitische Entwicklungen
und Regelungsanderungen,

7. die Bereitstellung von angebots- und trageribergreifenden Arbeitshilfen und
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8. die Mitwirkung an uberdrtlichen Evaluationen, Uberoértlicher Qualitatssicherung und -entwick-
lung.

(2) Die Trager bieten den von ihnen betriebenen Tageseinrichtungen in angemessenem Umfang
Fachberatung an. Diese unterstitzt und berat das padagogische Personal der Tageseinrichtung
in allen fUr die Qualitat der Arbeit bedeutsamen Fragen einschlieBlich der konzeptionellen und
strukturellen Weiterentwicklung.

(3) Die Jugendamter sind verpflichtet, eine den Aufgaben nach § 23 Absatz 1, Absatz 4 Satz 1
und § 43 Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch angemessene Fachberatung und -ver-
mittlung vorzuhalten, vor allem um die Kindertagespflege als verlassliches und qualifiziertes Kin-
dertagesbetreuungsangebot zu erhalten und weiter zu entwickeln. Soweit die im Jugendamtsbe-
zirk tatigen Kindertagespflegepersonen im Rahmen des § 23 Absatz 4 Satz 3 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch eine gewahlte Vertretung ihrer Interessen im Jugendamtsbezirk anstreben,
umfasst die Fachberatung auch die Unterstiitzung bei dieser Wahl.

§7

Diskriminierungsverbot

FuBnoten zu § 7 Diskriminierungsverbot

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August
2027.

Die Aufnahme eines Kindes in ein Kindertagesbetreuungsangebot darf nicht aufgrund einer ras-

sistischen Zuschreibung oder aus Griinden seiner ethnischen, kulturellen oder sozialen Herkunft,
seiner Nationalitat, seiner Sprache, seines Geschlechts, seiner Behinderung, seiner Religion oder
seiner Weltanschauung verweigert werden. Die verfassungsmaBigen Rechte der Kirchen bleiben
unberdhrt.

§8

Gemeinsame Forderung aller Kinder

Kinder mit Behinderungen und Kinder, die von Behinderungen bedroht sind, sollen gemeinsam
mit Kindern ohne Behinderungen geférdert werden. Die besonderen Bediirfnisse von Kindern mit
Behinderungen und von Kindern, die von Behinderungen bedroht sind, sind bei der padagogi-
schen Arbeit zu berlcksichtigen.

§9

Zusammenarbeit mit den Eltern

(1) Das Personal der Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflegepersonen arbeiten mit
den Eltern bei der Férderung der Kinder partnerschaftlich und vertrauensvoll zusammen. Die El-
tern haben einen Anspruch auf eine regelmaBige Information liber den Stand des Bildungs- und
Entwicklungsprozesses ihres Kindes. Dazu ist den Eltern mindestens einmal im Kindergartenjahr
ein Gesprach uber die Entwicklung ihres Kindes, seine besonderen Interessen und Fahigkeiten
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sowie geplante MaBnahmen zur gezielten Férderung des Kindes anzubieten. Eltern, die Kommu-
nikationsunterstitzung bendtigen und deren Kinder in einer Kindertageseinrichtung oder in der
Kindertagespflege betreut werden, haben die Rechte aus § 8 Absatz 1 Satz 2 des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766) in
Verbindung mit der Kommunikationsunterstiitzungsverordnung Nordrhein-Westfalen vom 15. Ju-
ni 2004 (GV. NRW. S. 336), jeweils in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Das padagogische Personal berat und unterstiitzt die Eltern und Familien im Rahmen seiner
Kompetenzen zu wichtigen Fragen der Bildung, Erziehung und Betreuung des Kindes.

§10
Elternmitwirkung in der Kindertageseinrichtung

FuBnoten zu § 10 Elternmitwirkung in der Kindertageseinrichtung

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2027.

(1) In jeder Kindertageseinrichtung werden zur Férderung der Zusammenarbeit von Eltern, Per-
sonal und Tragern die Elternversammlung, der Elternbeirat und der Rat der Kindertageseinrich-
tung gebildet. Regelungen Uber die Zusammensetzung der Gremien in der Tageseinrichtung und
Geschaftsordnungen dieser Gremien werden fiir den Elternbeirat von dessen Mitgliedern und fiir
die Elternversammlung und den Rat der Kindertageseinrichtung vom Trager im Einvernehmen mit
den Eltern festgelegt, soweit in diesem Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist. Bei Wahlen und
Abstimmungen haben Eltern eine Stimme je Kind. Die Mitwirkungsgremien sollen die Zusammen-
arbeit zwischen den Eltern, dem Trager und dem padagogischen Personal sowie das Interesse
der Eltern flr die Arbeit der Einrichtung fordern.

(2) Die Eltern der die Einrichtung besuchenden Kinder bilden die Elternversammlung. Diese wird
mindestens einmal im Kindergartenjahr von dem Trager der Kindertageseinrichtung bis spates-
tens 10. Oktober einberufen. Eine Einberufung hat auBerdem zu erfolgen, wenn mindestens ein
Drittel der Eltern oder in besonders begriindeten Fallen der Elternbeirat dies verlangt. In der El-
ternversammlung informiert der Trager Uber personelle Veranderungen sowie padagogische und
konzeptionelle Angelegenheiten sowie die angebotenen Offnungs- und Betreuungszeiten. Zu
den Aufgaben der Elternversammiung gehdort die Wahl der Mitglieder des Elternbeirates. Die El-
ternversammlung soll auch flir Angebote zur Starkung der Bildungs- und Erziehungskompetenz
der Eltern genutzt werden.

(3) Der Elternbeirat vertritt die Interessen der Elternschaft des aktuellen Kindergartenjahres ge-
genluber dem Trager und der Leitung der Einrichtung. Dabei hat er auch die besonderen Interes-
sen von Kindern mit oder mit drohenden Behinderungen in der Einrichtung und deren Eltern an-
gemessen zu beriicksichtigen. Das Mandat des Elternbeirates gilt Giber das Ende eines Kinder-
gartenjahres hinaus und endet mit der Wahl eines neuen Elternbeirates, wenn in den Verfahrens-
regeln und Geschaftsordnungen nach Absatz 1 Satz 2 keine andere Regelung getroffen wurde.
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Bei einem Mandat Uber das Ende eines Kindergartenjahres hinaus, beraten und entscheiden die
Mitglieder des Elternbeirates im Interesse der neuen Elternschaft, wie die Eltern im aktuellen Kin-
dergartenjahr, beispielsweise in der Versammlung der Elternbeirate, vertreten werden. Wenn die
Betreuung der Kinder in der Einrichtung endet, scheiden ihre Eltern spatestens mit der Wahl ei-
nes neuen Elternbeirates aus dem Elternbeirat aus.

(4) Der Elternbeirat ist vom Trager und der Leitung der Einrichtung rechtzeitig und umfassend
Uber wesentliche Entscheidungen in Bezug auf die Einrichtung zu informieren und insbesondere
vor Entscheidungen Uber die padagogische Konzeption der Einrichtung, tUber die personelle Be-
setzung, die rdumliche und sachliche Ausstattung, die Hausordnung, die Offnungszeiten, einen
Tragerwechsel sowie die Aufnahmekriterien anzuhoéren. Gestaltungshinweise hat der Trager an-
gemessen zu bertcksichtigen.

(5) Entscheidungen, die die Eltern in finanzieller Hinsicht berihren, bedirfen grundsatzlich der
Zustimmung durch den Elternbeirat. Hierzu zahlen vor allem die Planung und Gestaltung von
Veranstaltungen fur Kinder und Eltern sowie die Verpflegung in der Einrichtung, soweit es sich
dabei zum Beispiel nicht nur um geringfligige Preissteigerungen im Rahmen allgemeiniblicher
Teuerungsraten handelt.

(6) Der Rat der Kindertageseinrichtung besteht aus Vertreterinnen und Vertretern des Tragers,
des Personals und des Elternbeirates. Aufgaben sind insbesondere die Beratung der Grundsatze
der Erziehungs- und Bildungsarbeit, die raumliche, sachliche und personelle Ausstattung sowie
die Vereinbarung von Kriterien fur die Aufnahme von Kindern in die Einrichtung. Der Rat der Kin-
dertageseinrichtung tagt mindestens einmal jahrlich.

§NM
Elternmitwirkung auf Jugendamtsbezirks- und Landesebene

FuBnoten zu § 11 Elternmitwirkung auf Jugendamtsbezirks- und Landesebene

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Die Eltern, deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden, konnen bis zum 10. Oktober ei-
nes jeden Jahres im jeweiligen Jugendamtsbezirk eine Vertretung wahlen (Elternvertretung fur
die Kindertagespflege). Sie werden dabei von den Jugendamtern unterstutzt.

(2) Die Elternbeirate der Tageseinrichtungen fir Kinder und die Elternvertretung fir die Kinderta-
gespflege kénnen sich auf ortlicher Ebene zu der Versammlung von Elternbeiraten zusammen-
schlieBen und ihre Interessen gegeniber den Tragern der Jugendhilfe vertreten. § 10 Absatz 3
Satz 2 gilt entsprechend. Sie werden dabei von den drtlichen und Uberértlichen Tragern der 6f-
fentlichen Jugendhilfe unterstiitzt. Die Versammlung der Elternbeirate wahlt in der Zeit zwischen
dem 11. Oktober und dem 10. November eines jeden Jahres aus ihrer Mitte einen Jugendamtsel-
ternbeirat, im Folgenden JAEB. Die Gultigkeit der Wahl des JAEB setzt voraus, dass sich 10 Pro-
zent aller Elternbeirate und der Elternvertretung fir die Kindertagespflege im Jugendamtsbezirk
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an der Wahl beteiligt haben. Das Mandat der Mitglieder des JAEB gilt Uber das Ende eines Kin-
dergartenjahres hinaus und endet mit der Wahl eines neuen JAEB, wenn in den Verfahrensregeln
und Geschaftsordnungen nach Absatz 4 keine andere Regelung getroffen wurde. Wenn keine
andere Regelung getroffen worden ist, endet es mit der Wahl, auch wenn kein neuer JAEB zu-
stande kommt, spatestens jedoch mit Ablauf des 10. November. In den Verfahrensregeln und
Geschaftsordnungen kann geregelt werden, dass ein Teil der Mitglieder des JAEB fir zwei Kin-
dergartenjahre gewahlt wird. Wenn ihre Kinder nicht mehr in der Kindertagesbetreuung sind,
scheiden Eltern spatestens mit der Wahl eines neuen JAEB aus dem JAEB aus. Dem JAEB ist
vom Jugendamt bei wesentlichen die Kindertagesbetreuung betreffenden Fragen die Moglich-
keit der Mitwirkung zu geben.

(3) Die Jugendamtselternbeirate kdnnen sich auf Landesebene in der Versammlung der Jugend-
amtselternbeirate zusammenschlieBen. Die Jugendamtselternbeirate wahlen bis zum 6. Dezem-
ber eines jeden Jahres den Landeselternbeirat, im Folgenden LEB, aus dem Kreis der gewahlten
Jugendamtselternbeiratsmitglieder. Je Jugendamtsbezirk, in dem ein JAEB zum Ablauf des 10.
November eines jeden Jahres gewahlt wurde, kann eine Stimme abgegeben werden. Die Gliltig-
keit der Wahl des LEB setzt voraus, dass sich Jugendamtselternbeirate aus 10 Prozent aller Ju-
gendamtsbezirke an der Wahl beteiligt haben. Die Wahlperiode des LEB beginnt am 1. Januar
und endet am 31. Dezember des auf die Wahl folgenden Kalenderjahres. In den Verfahrensregeln
und der Geschaftsordnung nach Absatz 4 Satz 1 kann geregelt werden, dass ein Teil der Mitglie-
der des LEB fiir zwei Wahlperioden gewahlt wird. Wenn ihre Kinder nicht mehr in der Kinderta-
gesbetreuung sind, scheiden Eltern spatestens mit der Wahl eines neuen LEB aus dem LEB aus.
Dem LEB ist von der Obersten Landesjugendbehdrde bei wesentlichen die Kindertagesbetreuung
betreffenden Fragen die Moglichkeit der Mitwirkung zu geben.

(4) Naheres zum Verfahren und Uber die Zusammensetzung der Gremien auf Jugendamts- und
Landesebene regeln die Versammlungen der Elternbeirate und der Jugendamtselternbeirate in
einer Geschaftsordnung. Zu den pflichtigen Aufgaben des amtierenden LEB gehért die Organisa-
tion der Wahl fur die folgende Wahlperiode. Der LEB wird dabei durch die tUberértlichen Trager
der offentlichen Jugendhilfe (Landesjugendamter) unterstitzt. Fir die Wahl zum nachsten LEB
soll beim amtierenden LEB eine Wahlkommission eingerichtet werden, deren Mitglieder nicht
selbst zur Wahl kandidieren. Die Jugendamter melden dieser Wahlkommission bis spatestens 14.
November die flr die Wahldurchfiihrung notwendigen Angaben der wahlberechtigten Personen.

(5) Der LEB erhalt fiir die mit der Wahrnehmung der Aufgaben verbundenen Ausgaben bis zu 50
000 Euro jahrlich. Die Auszahlung des Betrages fir die Wahlperiode des LEB erfolgt im Januar
nach der Wahl. Die Ausgaben einer Wahlperiode sind beim Landschaftsverband Rheinland jahr-
lich spatestens bis zum 31. Marz des Folgejahres nachzuweisen. Abschlagszahlungen sind zu
verrechnen.

§12
Gesundheitsvorsorge

(1) Bei der Aufnahme in die Tageseinrichtung ist der Nachweis Uiber eine altersentsprechend
durchgefuhrte Gesundheitsuntersuchung des Kindes nach § 26 des Funften Buches Sozialge-
setzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988,
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BGBI. | S. 2477, 2482) in der jeweils geltenden Fassung durch Vorlage des Kinderuntersu-
chungsheftes oder einer entsprechenden arztlichen Bescheinigung zu erbringen.

(2) In den Kindertageseinrichtungen und in der Kindertagespflege ist die gesundheitliche Ent-
wicklung der Kinder auch durch altersangemessene praventive MaBnahmen sowie durch eine
ausgewogene und gesunde Gestaltung der angebotenen Verpflegung zu férdern. Bei Vorliegen
gewichtiger Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung sind die Eltern frihzeitig zu informieren und
geeignete Hilfen zu vermitteln, bei fortbestehender Gefahrdung ist das Jugendamt entsprechend
§ 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch zu informieren.

(3) Das Jugendamt arbeitet mit den fir die Durchflihrung arztlicher und zahnarztlicher Vorsorge-
untersuchungen zustandigen Stellen zusammen und hat fir jahrliche arztliche und zahnarztliche
Untersuchungen der Kinder in den Tageseinrichtungen Sorge zu tragen. Diese kdnnen nur ent-
fallen, wenn sichergestellt ist, dass diese jahrlichen Untersuchungen fiir jedes Kind anderweitig
erfolgen.

(4) In Kindertageseinrichtungen und in Raumen, die fir die Betreuung von Kindern in Kinderta-
gespflege bestimmt sind, ist das Rauchen nicht gestattet.

§13
Kooperationen und Uberginge

(1) Zur Erfillung der Aufgaben nach diesem Gesetz und zur Sicherung eines bestandigen Bil-
dungs- und Erziehungsprozesses des Kindes sollen Trager von Kindertageseinrichtungen und
Anstellungstrager im Bereich Kindertagespflege, insbesondere das padagogische Personal in
den Tageseinrichtungen und die Kindertagespflegepersonen, unter Berticksichtigung kleinraumi-
ger Gebiets- und Sozialstrukturen miteinander, aber auch mit anderen Einrichtungen und Diens-
ten, die ihren Aufgabenbereich berlihren, zusammenarbeiten. Diese Zusammenarbeit soll zum
Wohl des Kindes in einem gleichberechtigten, partnerschaftlichen Verhaltnis und unter Beach-
tung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung der Kinder und ihrer Eltern erfolgen.

(2) Zur Ausgestaltung der 6rtlichen Kooperation zwischen Tageseinrichtungen und Kindertages-
pflegepersonen sollen Kooperationsvereinbarungen geschlossen werden, die beispielsweise re-
gelmaBigen Informationsaustausch sichern oder gemeinsame Fort- und WeiterbildungsmaBnah-
men und Veranstaltungen im Sozialraum enthalten. Das Jugendamt férdert die Zusammenarbeit
zwischen Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege.

§14
Zusammenarbeit zur Friihforderung und Komplexleistung

Zur Unterstltzung der Forderung von Kindern mit oder mit drohenden Behinderungen arbeiten
diejenigen Tageseinrichtungen fir Kinder und Kindertagespflegestellen, die Kinder mit oder mit
drohenden und ohne Behinderungen gemeinsam betreuen, unter regelmaBiger Einbeziehung der
Eltern mit den Sozialhilfe-, den anderen Rehabilitationstrdgern und den Leistungserbringern zu-
sammen. Die Leistungen der Fruhférderung und Komplexleistung kénnen auch in den Radumlich-
keiten der Tageseinrichtungen erbracht werden, soweit hierfiir Vereinbarungen getroffen wur-
den und die Voraussetzungen flir die Leistungserbringung in der Kindertageseinrichtung gege-
ben sind.
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§15
Friihkindliche Bildung

(1) Bildung ist die aktive Auseinandersetzung des Kindes mit seiner Umgebung auf der Grundla-
ge seiner bisherigen Lebenserfahrung. Sie ist ein konstruktiver Prozess, bei dem Selbstbildung
durch unmittelbare Wahrnehmung und aktives, experimentierendes Handeln einerseits und Ein-
fluss der Umgebung andererseits im wechselseitigen Verhaltnis zueinander stehen. Bildung wirkt
darauf hin, die Entwicklung des Kindes zu einer eigenstandigen Personlichkeit und den Erwerb
seiner sozialen Kompetenz unter Beachtung der in Artikel 6 und 7 der Verfassung fur das Land
Nordrhein-Westfalen genannten Grundsatze zu fordern.

(2) Die Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege gestalten ihre Bildungsangebote so,
dass die individuellen Belange und die unterschiedlichen Lebenslagen der Kinder und ihrer Fami-
lien Berlicksichtigung finden. Die Bildungsgelegenheiten sind so zu gestalten, dass die Kinder
neben Wissen und Kompetenzen auch Bereitschaften und Einstellungen entwickeln beziehungs-
weise weiterentwickeln. Das padagogische Personal in Kindertageseinrichtungen und in Kinder-
tagespflege beachtet, was die Kinder in ihren Bildungs- und Entwicklungsprozess einbringen,
welche Moglichkeiten sie besitzen, welche Zeit sie bendtigen, welche Initiative sie zeigen und
stimmt sein padagogisches Handeln darauf ab. Es schafft eine anregungsreiche Umgebung, die
jedem Kind Freirdume, MuBe und Zeit gibt, um mit neuen Erfahrungen und Lerngelegenheiten
auf seine Weise umzugehen. Es tragt Verantwortung fir die Gestaltung von freien und altersge-
rechten Spielerfahrungen, die Kinder in ihrer Lernfreude und Lernmotivation unterstiitzen, sich
aktiv und intensiv mit sich selbst und ihrer Umwelt auseinander zu setzen. Das Personal beachtet
dabei, dass verlassliche Bindung, Vertrauen und emotionale Sicherheit den Bildungsprozess des
Kindes besonders unterstutzen.

(3) Die Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege bieten auf Basis der Eigenaktivitat
des Kindes und orientiert an seinem Alltag vielfaltige Bildungsmadglichkeiten, die die motorische,
sensorische, emotionale, asthetische, kognitive, kreative, soziale und sprachliche Entwicklung
des Kindes ganzheitlich fordern und die Begegnung und Auseinandersetzung mit anderen Men-
schen einschlieBen. Wesentlicher Ausgangspunkt fiir die Gestaltung der padagogischen Arbeit
sind die Starken, Interessen und Bedirfnisse des Kindes.

(4) Das padagogische Personal in der Kindertagesbetreuung verbindet gemeinsame Bildung und
Erziehung aller Kinder mit individueller Forderung. Es leistet einen Beitrag zu mehr Chancen-
gleichheit der Kinder, unabhangig von Geschlecht, sozialer oder ethnischer Herkunft und zum
Ausgleich individueller und sozialer Benachteiligungen.

(5) Bildung und Erziehung sollen dazu beitragen, dass alle Kinder sich in ihren unterschiedlichen
Fahigkeiten und Lebenssituationen anerkennen, positive Beziehungen aufbauen, sich gegensei-
tig unterstitzen, zu Gemeinsinn und Toleranz befahigt und in ihrer interkulturellen Kompetenz
gestarkt werden.

§16
Partizipation
(1) Die Bildungs- und Erziehungsarbeit wirkt darauf hin, Kinder zur gleichberechtigten gesell-
schaftlichen Teilhabe zu befahigen und damit ein demokratisches Grundverstandnis zu entwi-
ckeln. Daher sollen Kinder ihrem Alter, ihrem Entwicklungsstand und ihren Bedurfnissen entspre-
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chend bei der Gestaltung des Alltags in der Kindertageseinrichtung oder in der Kindertagespfle-
ge mitwirken. Sie sind vom padagogischen Personal bei allen sie betreffenden Angelegenheiten
alters- und entwicklungsgerecht zu beteiligen.

(2) Zum Wohl der Kinder und zur Sicherung ihrer Rechte sind in Kindertageseinrichtungen geeig-
nete Verfahren der Beteiligung und Mitbestimmung sowie die Mdglichkeit der Beschwerde in
personlichen Angelegenheiten vorzusehen und zu praktizieren.

§17
Padagogische Konzeption

(1) Die Tageseinrichtungen und die Kindertagespflege flihren die Bildung, Erziehung und Betreu-
ung nach einer eigenen padagogischen Konzeption durch. Diese Konzeption muss Ausfuhrun-
gen zur Eingewodhnungsphase, zur Bildungsférderung, insbesondere zur sprachlichen und moto-
rischen Férderung, zur Sicherung der Rechte der Kinder, zu MaBnahmen der Qualitatsentwick-
lung und -sicherung und zur Erziehungspartnerschaft mit den Eltern enthalten.

(2) Die padagogische Arbeit orientiert sich an den Grundsatzen zur Bildungsférderung fir Kin-
der.

§18
Beobachtung und Dokumentation

FuBnoten zu § 18 Beobachtung und Dokumentation

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Grundlage der Erflillung des Bildungs- und Erziehungsauftrages, insbesondere der individuel-
len starkenorientierten ganzheitlichen Férderung eines jeden Kindes ist eine regelmaBige alltags-
integrierte wahrnehmende Beobachtung des Kindes. Diese ist auch auf seine Méglichkeiten und
auf die individuelle Vielfalt seiner Handlungen, Vorstellungen, Ideen, Werke und Problemldsun-
gen gerichtet. Die Beobachtung des Kindes bildet die Grundlage fir zwei regelmaBige Prozesse:

1. die Bildungsdokumentation, die den Bildungs- und Lernprozess des Kindes abbildet und auf
prozessorientierten Instrumenten beruht, sowie

2. die Entwicklungsstandserhebung, die den individuellen Entwicklungsstand des Kindes mit
standardisierten Verfahren feststellt.

Die Bildungsdokumentation und Entwicklungsstandserhebung setzen die Zustimmung der Eltern
in Textform voraus. Das Nahere zum Verfahren und zur Ausgestaltung der Bildungsdokumentati-
on und Entwicklungsstandserhebung regelt die Oberste Landesjugendbehdrde durch Rechtsver-
ordnung.

(2) Die Bildungsdokumentation und die Ergebnisse der Entwicklungsstandserhebung sind auch
Gegenstand von Entwicklungsgesprachen mit den Eltern. Wenn die Eltern in zeitlicher Nahe zur
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Informationsweitergabe in Textform zugestimmt haben, wird sie den Grundschulen zur Einsicht-
nahme zur Verfligung gestellt und von den Lehrkraften des Primarbereichs in die weitere indivi-
duelle Férderung einbezogen. Die Eltern sind dabei darauf hinzuweisen, dass sie ihre Einwilli-
gung zur Weiterleitung beider Dokumentationen an eine Grundschule datenschutzrechtlich je-
derzeit widerrufen kdnnen. Endet die Betreuung des Kindes, werden die Bildungsdokumentation
und die Entwicklungsstandserhebung den Eltern ausgehandigt.

§19
Sprachliche Bildung und Forderung

FuBnoten zu § 19 Sprachliche Bildung und Férderung

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Uberschrift gedndert, Absatz 2 ersetzt, Absatz 4 gedndert und Absatz 5 ersetzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Zur Erflillung des Bildungs- und Erziehungsauftrages gehort die kontinuierliche Férderung der
sprachlichen Entwicklung. Sprachbildung ist ein alltagsintegrierter, wesentlicher Bestandteil der
frihkindlichen Bildung. Sprache ist schon in den ersten Lebensjahren das wichtigste Denk- und
Verstandigungswerkzeug.

(2) Die sprachliche Entwicklung ist im Rahmen der Entwicklungs-

standserhebung regelmaBig zu beobachten und zu dokumentieren. Ergebnisse dieser Erhebung
sind auszuwerten und in gezielte alltagsintegrierte Sprachbildungsangebote fir alle Kinder so-
wie, bei festgestelltem Forderbedarf, in eine individuelle Sprachforderplanung zu Gberfihren.
Diese Planung ist regelmaBig zu tberprifen und an die Sprachentwicklung des Kindes anzupas-
sen. Das Nahere zum Verfahren und zur Ausgestaltung der Erhebung des kindlichen Sprachent-
wicklungsstandes regelt die Oberste Landesjugendbehdrde durch Rechtsverordnung.

(3) Die padagogische Konzeption nach § 17 muss Ausfiihrungen zur alltagsintegrierten kontinu-
ierlichen Begleitung und Foérderung der sprachlichen Bildung der Kinder und zur gezielten indivi-
duellen Sprachforderung enthalten.

(4) Die Mehrsprachigkeit von Kindern ist als Kompetenz anzuerkennen und zu fordern. Sie kann
auch durch die Férderung in bilingualen Kindertageseinrichtungen oder bilingualer Kindertages-
pflege unterstitzt werden. Die Sprachentwicklung soll im Rahmen der bestehenden Maoglichkei-
ten auch in anderen Familiensprachen beobachtet und geférdert werden.

(5) In den padagogischen Konzeptionen der Tageseinrichtungen soll dargestellt werden, wie auf
der Grundlage der Sprachentwicklungsstandserhebung MaBnahmen der Sprachférderung ge-
plant, umgesetzt und evaluiert werden, um eine wirksame Forderung sicherzustellen. AuBerdem
sollen die Aufgaben der padagogischen Fachkrafte im Rahmen einer qualitativ hochwertigen In-
teraktionsbegleitung und sprachlichen Lernanregung der Kinder aufgefihrt werden. Der Trager
der Tageseinrichtung muss im Rahmen einer kontinuierlichen Qualitatsentwicklung und Perso-
nalqualifizierung dafir Sorge tragen, dass die alltagsintegrierte Sprachbildung aller Kinder und

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-West-
falen, Friedrichstr. 62-80, 40217 Dusseldorf 16 /54


https://recht.nrw.de/gvnrw/2026-s525

die Forderung der Kinder mit sprachlichem Unterstitzungsbedarf verbindlich sichergestellt wer-
den.

§ 20
Datenerhebung und -verarbeitung

FuBnoten zu § 20 Datenerhebung und -verarbeitung

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 3 geandert sowie Absatze 4 und 5 ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli
2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Die Eltern sind verpflichtet, je nach Betreuungsangebot, dem Trager der Tageseinrichtung fir
Kinder oder der Fachberatungs- und Vermittlungsstelle fir Kindertagespflege zur Erflillung von
Aufgaben nach diesem Gesetz folgende Daten mitzuteilen:

1. Name und Vorname des Kindes,

2. Geburtsdatum,

3. Geschlecht,

4, Staatsangehorigkeit,

5. vorrangige Familiensprache sowie

6. Namen, Vornamen und Anschriften der Eltern.

(2) Die Trager der Tageseinrichtungen und die Fachberatungs- und Vermittlungsstellen fiir Kin-
dertagespflege haben die Eltern auf diese Mitteilungspflichten nach Absatz 1 hinzuweisen. Sie
sind berechtigt und verpflichtet, die Daten nach Absatz 1 sowie die weiteren kindbezogenen Da-
ten, die zur Erflllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich sind, zu verarbeiten. Ge-
speicherte Daten dirfen nur denjenigen Personen zuganglich gemacht werden, die diese zur Er-
flllung der Aufgaben nach diesem Gesetz benétigen. Die Trager von Tageseinrichtungen sind
verpflichtet, dem Jugendamt die Zahl der in der Einrichtung betreuten Kinder, die in der Familie
vorrangig nicht Deutsch sprechen, zu Zwecken der Planung und Steuerung in anonymisierter
Form mitzuteilen.

(3) Fur Zwecke der Planung und Statistik im Bereich der Kindertagesbetreuung dirfen anonymi-
sierte Daten nach diesem Gesetz sowie nach den §§ 47 und 98 bis 103 des Achten Buches Sozi-
algesetzbuch an den Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen, an die
Oberste Landesjugendbehdrde und an den Uberdrtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe
ubermittelt sowie fir MaBnahmen der Qualitatsentwicklung und Qualitatssicherung verarbeitet
werden.
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(4) Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses Gesetzes und zu seiner Fortentwicklung sind jahrli-
che Erhebungen zum 1. Marz Uber die Einrichtung, die Belegung, die Leitungsstunden und die
Zuordnung des padagogischen Personals zu Gruppenbereichen in den Tageseinrichtungen und
den Auswirkungen der Forderung nach den §§ 44 und 45 durchzufiihren. Die Angaben flr die
Erhebung haben uber hierflir von der Obersten Landesjugendbehdrde eingerichtete elektroni-
sche Systeme bis spatestens zum 31. Juli desselben Kalenderjahres zu erfolgen. Erhebungs-
merkmale sind

1. die Einrichtung, gegliedert nach Art des Trégers, Umfang und Lage der tatsichlichen Off-
nungszeit, Nutzung der Kern- und Randzeiten,

2. die Zahl der aufgenommenen Kinder zum 1. Marz, gegliedert nach Geschlecht, Alter nach Mo-
nat und Jahr, jeweiligem Betreuungsumfang differenziert nach Kern- und Randzeiten und Anzahl
der Kinder, die in der Familie vorrangig nicht Deutsch sprechen,

3. die Leitungsstunden fur Leitungskrafte im Sinne von § 29 je Einrichtung,

4. die padagogischen Gruppenbereiche, gegliedert nach Anzahl und Zuordnung der Fach- und
Erganzungskraftstunden sowie der Personalkraftstunden in der Ausbildung und zusatzlichen
Personalkraftstunden im Bereich der Betreuung von Kindern mit oder mit drohenden Behinderun-
gen,

5. die Anzahl der Kinder mit einem festgestellten erhéhten padagogischen Forderbedarf,
6. die Anzahl der Kinder mit einem festgestellten erhéhten sprachlichen Férderbedarf und

7. bei plusKITAs nach § 44 die Art der abgeschlossenen Qualifikation der plusKITA-Fachkrafte
nach § 44 Absatz 3 Satz 1.

(5) Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses Gesetzes und zu seiner Fortentwicklung sind jahrli-
che Erhebungen lber die Angebote der Kindertagespflege durchzufiihren. Erhebungsmerkmale
sind zum Stichtag des § 101 Absatz 2 Nummer 10 des Achten Buches Sozialgesetzbuch

1. die Zahl der jahrlich fur Kindertagespflegepersonen verpflichtenden Fortbildungsstunden,
2. die Art der Regelung fur Ausfallzeiten von Kindertagespflegepersonen sowie

3. in den Fallen des Landeszuschusses nach § 24 Absatz 2 Satz 2 die Zahl der Kindertagespfle-
gepersonen mit der Bestatigung einer abgeschlossenen zusatzlichen Qualifikation zur Betreuung
von Kindern mit oder mit drohenden Behinderungen.

Das Jugendamt Ubermittelt die zum Stichtag 1. Marz erhobenen Daten bis spatestens zum 31.
Juli desselben Kalenderjahres Uber hierfiir eingerichtete elektronische Systeme.
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Teil 2
Forderung in Kindertagespflege

§ 21
Qualifikationsanforderungen

FuBnoten zu § 21 Qualifikationsanforderungen

4 N
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 geandert, Absatz 2 durch die Absatze 2 und 3 ersetzt und Absatz 3 (alt) umbe-
nannt in Absatz 4 durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2027.

A 4

(1) Zur Kindertagespflege geeignete Personen sollen Uber vertiefte Kenntnisse zu den besonde-
ren Anforderungen der Kindertagespflege verfligen. Sofern Kindertagespflegepersonen nicht
sozialpadagogische Fachkrafte mit Praxiserfahrung in der Betreuung von Kindern sind, sollen sie
Uber eine Qualifikation auf der Grundlage eines wissenschaftlich entwickelten Lehrplans verfi-
gen, der inhaltlich und nach dem zeitlichen Umfang dem Standard des vom Deutschen Jugend-
institut entwickelten Lehrplans zur Kindertagespflege (im Folgenden DJI-Curriculum genannt)
entspricht. Diese Qualifizierung soll spatestens ab der Betreuung eines zweiten Kindes vorliegen.
Wegen der Besonderheiten des Tatigkeitsfeldes kdnnen die Jugendamter bestimmen, dass auch
sozialpadagogische Fachkrafte mit Praxiserfahrung Uber eine Qualifikation zur Kindertagespfle-
ge verfiigen miissen.

(2) Alle Kindertagespflegepersonen, die erstmalig die Tatigkeit als Kindertagespflegeperson auf-
nehmen, sollen Uber eine Qualifikation auf der Grundlage eines wissenschaftlich entwickelten
Lehrplans verfligen, der inhaltlich und nach zeitlichem Umfang dem Standard des vom Deut-
schen Jugendinstitut entwickelten Kompetenzorientierten Qualifizierungshandbuchs Kinderta-
gespflege Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern unter drei, 1. Auflage 2015, das Uber
die Friedrich Verlag GmbH zu beziehen ist, im Folgenden QHB, entspricht. Abweichend davon
bendtigen sozialpadagogische Fachkrafte, die erstmalig als Kindertagespflegeperson tatig wer-
den, nur einen Nachweis Uber vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kinderta-
gespflege im Umfang von 80 Unterrichtseinheiten.

(3) Die zustandigen Gremien kénnen in den Satzungen regeln, dass in ihrem Jugendamtsbezirk
tatige Kindertagespflegepersonen zum Nachweis der personlichen Eignung Uber eine QHB-Qua-
lifikation nach Absatz 2 Satz 1 verfigen mussen.

(4) Zur Sicherung und Weiterentwicklung der padagogischen Qualitat in Kindertagespflege sind
Kindertagespflegepersonen verpflichtet, mindestens finf Stunden jahrlich Fortbildungsangebote
wahrzunehmen. Die zustandigen Gremien kénnen in den Satzungen regeln, dass in ihrem Ju-
gendamtsbezirk tatige Kindertagespflegepersonen sich in hoherem Umfang regelmaBig fortbil-
den missen.
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§ 22
Erlaubnis zur Kindertagespflege

FuBnoten zu § 22 Erlaubnis zur Kindertagespflege

4 N\
Veroffentlichung GV. NRW. 2022 S. 509

Absatz 2 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 509), in
Kraft getreten am 1. August 2022.
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatze 1, 2, 6 und 8 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft ge-

treten am 1. August 2027.
- J

(1) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege ist in Textform beim Jugendamt zu beantragen.

(2) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege befugt zur Betreuung von bis zu flnf gleichzeitig anwe-
senden Kindern. Die Erlaubnis kann im Einzelfall zur Betreuung von maximal acht fremden Kin-
dern erteilt werden. Abweichend von Satz 2 kann die Erlaubnis fur bis zu zehn fremde Kinder er-
teilt werden, wenn die Kindertagespflegeperson regelmaBig mehrere Kinder unter 15 Stunden
wochentlich betreut, gewahrleistet ist, dass die betreuten Kinder immer in denselben Gruppen-
zusammensetzungen betreut werden und

1. die Kindertagespflegeperson eine kompetenzorientierte Qualifizierung zur Kindertagespflege
nach dem QHB absolviert hat oder

2. sie sozialpadagogische Fachkraft im Sinne der ,Verordnung zu den Grundsatzen uber die
Qualifikation und den Personalschliissel” (Personalverordnung) mit einer Qualifikation zur Kin-
dertagespflege auf der Grundlage eines wissenschaftlich entwickelten Lehrplans entsprechend
mindestens der Halfte des Standards des DJI-Curriculums ist.

Abweichend von Satz 2 kann die Erlaubnis fiir mehr als acht fremde Kinder erteilt werden, wenn
die Kindertagespflegeperson Uiberwiegend als Springer- und Vertretungskraft fur Ausfallzeiten,
beispielsweise auch in Stitzpunkten, tatig ist. Sollen sechs oder mehr Kinder gleichzeitig oder
insgesamt mehr als acht beziehungsweise zehn fremde Kinder iber die Woche von einer Kin-
dertagespflegeperson betreut werden, so findet § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch An-
wendung, auBer in den Fallen des Satzes 4.

(3) Wenn sich Kindertagespflegepersonen in einem Verbund zu einer GroBtagespflege zusam-
menschlieBen, so kdnnen héchstens neun Kinder gleichzeitig und insgesamt durch hdchstens
drei Kindertagespflegepersonen betreut werden. Jede dieser Kindertagespflegepersonen bedarf
einer eigenstandigen Erlaubnis zur Kindertagespflege. Abweichend von Satz 1 kdnnen in der
GroBtagespflege insgesamt bis zu 15 Betreuungsvertrage abgeschlossen werden, wenn die Vor-
aussetzungen des § 22 Absatz 2 Satz 3 erfiillt werden.

(4) Ist die vertragliche und padagogische Zuordnung des einzelnen Kindes zu einer bestimmten
Kindertagespflegeperson nicht gewahrleistet oder sollen in der GroBtagespflege zehn oder mehr
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Kinder gleichzeitig betreut werden, so handelt es sich um eine Tageseinrichtung und § 45 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch findet Anwendung.

(5) Kindertagespflege kann auch in geeigneten Raumen geleistet werden, die weder zum Haus-
halt der Kindertagespflegeperson noch zu dem der Eltern gehoren. Sie kann ebenfalls in Raumen
von Kindertageseinrichtungen durchgefiihrt werden.

(6) Kindertagespflege kann in Einzelfallen auch mit angestellten Kindertagespflegepersonen an-
geboten werden. Voraussetzung ist, dass der Anstellungstrager ein anerkannter Trager der Ju-
gendhilfe ist, dass bei freien anerkannten Tragern der Jugendhilfe ein Kooperationsvertrag mit
dem Jugendamt besteht und dass die vertragliche und padagogische Zuordnung des einzelnen
Kindes zu einer bestimmten Kindertagespflegeperson gewahrleistet wird. In besonders begriin-
deten Ausnahmefallen kann Anstellungstrager auch sein, wer die Qualifikationsvoraussetzungen
des Absatzes 2 Satz 3 Nummer 1 oder Nummer 2 erfiillt. Weitere Voraussetzungen sind in diesen
Fallen, dass ein Kooperationsvertrag mit dem Jugendamt besteht, der auch die Vorgaben des §
8a Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erflllt, und dass die vertragliche und padago-
gische Zuordnung des einzelnen Kindes zu einer bestimmten Kindertagespflegeperson gewahr-
leistet wird.

(7) Kindertagespflegepersonen und Anstellungstrager haben den Beschaftigten sowie den Be-
auftragten des Jugendamtes Auskunft Gber die Raume und die betreuten Kinder zu erteilen. Den
Beschaftigten und den Beauftragten des Jugendamtes ist der Zutritt zu den betreuten Kindern
und den Raumen, die zu ihrem Aufenthalt dienen, zu gestatten. Das Grundrecht der Unverletz-
lichkeit der Wohnung gemanB Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes wird insoweit eingeschrankt.

(8) Werden Kinder in Kindertagespflege betreut, ohne dass die Kindertagespflegeperson tber
die erforderliche Erlaubnis zur Kindertagespflege verfligt oder im Sinne des § 23 Absatz 3 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch geeignet ist, so hat das Jugendamt die weitere Betreuung der
Kinder zu untersagen. Eine Untersagung der Betreuung hat auch dann zu erfolgen, wenn Kinder-
tagespflege mit angestellten Kindertagespflegepersonen angeboten wird, ohne dass der Anstel-
lungstrager die Voraussetzungen des Absatzes 6 erfillt. Die §§ 17 und 18 des Ersten Gesetzes
zur Ausfliihrung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vom 12. Dezember 1990 (GV. NRW. S.
664) in der jeweils geltenden Fassung sind entsprechend anzuwenden. Die §§ 104 und 105 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch bleiben unberihrt.

§ 23
Angebotsstruktur in der Kindertagespflege

(1) Liegt der Betreuungsbedarf eines Kindes aus familiaren Griinden regelmagig um mehr als ei-
ne Stunde auBerhalb der Offnungszeit der 6ffentlich geférderten Kindertageseinrichtung oder
der Kindertagespflege, in der es regelmaBig betreut wird, kann ergdnzende Kindertagespflege
gewahrt werden (erganzende Kindertagespflege). Voraussetzung ist die Bewilligung des Wohn-
sitzjugendamtes nach Bedarfsfeststellung auf Antrag der Eltern. Erfolgt die erganzende Kinder-
tagespflege in Tageseinrichtungen mit verlangerter Offnungszeit, kann die Kindertagespflege-
person Uber die Woche betrachtet mehr als zehn fremde Kinder betreuen, es dirfen jedoch auch
in diesen Zeiten von einer Kindertagespflegeperson nicht mehr als finf fremde Kinder gleichzei-
tig betreut werden.
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(2) Fur Ausfallzeiten der Kindertagespflegeperson hat das Jugendamt entsprechend § 23 Absatz
4 Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch rechtzeitig eine andere Betreuungsmaoglichkeit
flr das Kind sicherzustellen. Im Interesse des Kindeswohls sollten Kindertagespflegeperson und
Eltern Urlaub und anderweitig abzusehende Ausfallzeiten in der Betreuung rechtzeitig miteinan-
der abstimmen, um Anlasse zur Ersatzbetreuung gering zu halten.

§24
Landeszuschuss fiir Kinder in Kindertagespflege und Verwendungsnachweis

FuBnoten zu § 24 Landeszuschuss fur Kinder in Kindertagespflege und Verwendungsnachweis

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Das Land gewahrt dem Jugendamt auf der Grundlage einer zum 15. Marz fur das im gleichen
Kalenderjahr beginnende Kindergartenjahr vorzulegenden verbindlichen Mitteilung jahrliche Kin-
dertagespflegepauschalen. Diese Kindertagespflegepauschalen werden fiir jedes in 6ffentlich fi-
nanzierter Kindertagespflege bis zum Schuleintritt betreute Kind geleistet, soweit nicht fur dieses
Kind im selben Kindergartenjahr ein Landeszuschuss nach § 38 gewahrt wird.

(2) Der jahrliche Zuschuss nach Absatz 1 betragt im Kindergartenjahr 2026/2027 1 401,26 Euro
pro Kind. Fur Kinder mit Behinderungen oder Kinder, die von wesentlichen Behinderungen be-
droht sind, und bei denen dies von einem Trager der Eingliederungshilfe festgestellt wurde, er-
halt das Jugendamt 4 020,57 Euro pro Kind. § 37 gilt entsprechend. Der Zuschuss nach Satz 2
flr Kinder mit oder mit drohenden Behinderungen ist flir padagogische Mehrbedarfe, die im Zu-
sammenhang mit der gemeinsamen Betreuung von Kindern mit und ohne Behinderungen entste-
hen, einzusetzen.

(3) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz 1 setzt bei Kindern, die auBerhalb des Haushalts der
Eltern betreut werden, eine Bestatigung des Jugendamtes voraus, dass

1. die Kindertagespflegeperson Uber eine Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch verfligt,

2. die Kindertagespflegeperson ein Kind oder mehrere Kinder regelmaBig mindestens 15 Stunden
wochentlich und langer als drei Monate betreuen will,

3. die Kindertagespflegeperson mindestens eine Qualifikation im Sinne des § 21 Absatz 1 oder 2
nachweisen kann,

4. die Kindertagespflegeperson jahrlich Fortbildungsangebote mit mindestens finf Stunden
wahrnimmt,

5. fur Ausfallzeiten der Kindertagespflegeperson rechtzeitig eine gleichermaBen geeignete Be-
treuung flr das Kind durch eine fiir Eltern und Kindertagespflegepersonen transparente Rege-
lung des Jugendamtes sichergestellt wird,
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6. die laufende Geldleistung nach § 23 Absatz 2 und 2a des Achten Buches Sozialgesetzbuch
erfolgt und jeder Kindertagespflegeperson im Rahmen von § 23 Absatz 2 Nummer 2 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch fir jedes ihr zugeordnete Kind ein Betrag fur mindestens eine Stunde
pro Betreuungswoche fiir mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit geleistet wird,

7. die laufende Geldleistung im Regelfall auch wahrend der Eingewdhnungsphase des Kindes
nach dem geltenden Betreuungsvertrag gewahrt wird,

8. die laufende Geldleistung auf Grundlage des Betreuungsvertrages mit den Eltern auch bei vor-
Ubergehender Krankheit oder anderer Abwesenheit des Kindes weitergewahrt wird und

9. die Hohe der laufenden Geldleistung jahrlich angepasst wird.

Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz 1 setzt bei Kindern, die im Haushalt der Eltern betreut
werden, eine Bestatigung des Jugendamtes zu Satz 1 Nummer 2 bis 9 voraus.

(4) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz 2 setzt darliber hinaus voraus, dass die Kinderta-
gespflegeperson Uber eine zusatzliche Qualifikation zur Betreuung von Kindern mit oder mit dro-
henden Behinderungen verfiigt oder mit einer solchen im Zeitpunkt der Ubernahme der Betreu-
ung begonnen hat.

(5) Abweichungen zwischen der aufgrund der Ergebnisse der Jugendhilfeplanung zum 15. Marz
angemeldeten Anzahl jahrlicher Pauschalen und der Inanspruchnahme sind bei der Festsetzung
der endgiiltigen Zahlungen zu berlcksichtigen. Der Landeszuschuss wird nicht geleistet bezie-
hungsweise ist zurlickzuerstatten, wenn eine oder mehrere der Voraussetzungen in den Absat-
zen 3 oder 4 nicht erflllt werden. Das Jugendamt stellt fiir das am 31. Juli endende Kindergar-
tenjahr die Ergebnisse der Abweichungen fest und meldet sie dem Landesjugendamt bis zum 30.
November desselben Kalenderjahres.

(6) Die in diesem Rahmen gezahlten Mittel sind Jahrespauschalen pro Platz und zur Erfillung
von Aufgaben nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit diesem Gesetz
zu verwenden. Das Jugendamt weist durch rechtsverbindliche Bestatigung die entsprechende
Mittelverwendung nach Satz 1 und das Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absatzen 2 und
3 Uber hierflr eingerichtete elektronische Systeme bis zum 30. Juni des auf das Ende des Kin-
dergartenjahres folgenden Kalenderjahres nach. Das Jugendamt hat nicht verbrauchte oder
nicht zweckentsprechend verwendete Mittel zurlickzuzahlen. Werden die zurlickzuzahlenden
Mittel nicht fristgemaB mit der rechtsverbindlichen Bestatigung angezeigt, sind diese ab dem 1.
Juli des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres mit drei Prozentpunkten
Uber dem Basiszinssatz zu verzinsen. Das Land kann seinen Rlickzahlungsanspruch mit Forde-
rungen der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes aufrechnen.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-West-
falen, Friedrichstr. 62-80, 40217 Dusseldorf 23/54



Teil 3
Forderung in Kindertageseinrichtungen
Kapitel 1
Rahmenbestimmungen

§ 25
Trager von Kindertageseinrichtungen

(1) Trager einer Kindertageseinrichtung sind die anerkannten Trager der freien Jugendhilfe, Ju-
gendamter und die sonstigen kreisangehdrigen Gemeinden sowie Gemeindeverbande.

(2) Trager einer Kindertageseinrichtung kénnen auch andere Trager, zum Beispiel Unternehmen,
privatgewerbliche Trager und nicht anerkannte Trager der freien Jugendhilfe, sein.

§ 26
Angebotsstruktur in Kindertageseinrichtungen
FuBnoten zu § 26 Angebotsstruktur in Kindertageseinrichtungen

4 N\
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 2 ersetzt, Absatze 4 und 5 eingefligt sowie Absatze 4 und 5 (alt) umnummeriert in
Absatze 6 und 7 durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. Au-
gust 2027.

A 4

(1) Der Trager einer Tageseinrichtung kann die padagogische Angebotsstruktur und Gruppenbil-
dung nach seiner Konzeption festsetzen.

(2) Die Zahl der Kinder pro Gruppe hat sich an den Vorgaben der Anlage 1 zu orientieren. Eine
Uberschreitung der in der Anlage 1 genannten Zahl der Kinder pro Gruppe soll nicht mehr als
zwei Kinder betragen, die zur Betreuung erforderlichen Personalkraftstunden sollen vorgehalten
werden. Eine zusétzliche Uberschreitung ist in Ausnahmefillen fiir einen Zeitraum von bis zu
sechs Wochen um weitere zwei Kinder in den Gruppenformen | und Il zulassig. Auch wenn in ei-
ner Einrichtung Gruppen gebildet werden, die sich aus verschiedenen oder aus Anteilen der
Gruppenformen nach der Anlage 1 zusammensetzen, hat der Trager die Anzahl der in einer
Gruppe betreuten Kinder so festzulegen, dass jedes entsprechend seinem Alter und seiner Ent-
wicklung geférdert werden kann.

(3) Werden in einer Einrichtung auch Kinder mit oder mit drohenden Behinderungen betreut, so
ist der besondere Bedarf fur die gemeinsame Fdrderung von Kindern mit oder mit drohenden
und ohne Behinderungen bei der Personalbemessung oder der Festlegung der GruppengréBe zu
berlicksichtigen.

(4) Im Rahmen der Jugendhilfeplanung wird entschieden, welche der in der Anlage 1 genannten
Gruppenformen mit welcher Betreuungszeit in den Einrichtungen angeboten werden. Gruppen-
formen und Betreuungszeiten kdnnen kombiniert werden. Das Jugendamt hat zu gewahrleisten,
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dass ein bedarfsentsprechendes Angebot gemaB § 4 auch fur die Kinder zur Verfigung steht,
deren Eltern von einem Elternbeitrag befreit sind.

(5) Bei der Zuordnung der Kinder zu den Gruppenformen ist fiir das gesamte Kindergartenjahr
das Alter zu Grunde zu legen, das die Kinder bis zum Ablauf des 31. Oktober des begonnenen
Kindergartenjahres erreicht haben werden.

(6) Wird in der Tageseinrichtung Mittagessen angeboten, so ist jedenfalls jedem Kind mit einer
wochentlichen Betreuungszeit ab 35 Stunden grundsatzlich die Teilnahme zu ermdéglichen.

(7) Der Trager hat das padagogische Angebot so zu gestalten, dass grundsatzlich alle Kinder un-
abhangig von der wdchentlichen Betreuungszeit an besonderen Angeboten zu ausgewahlten
Anlassen, beispielsweise zur Forderung der Erziehungspartnerschaft zwischen Eltern und pad-
agogischem Personal oder in Zusammenhang mit dem Ubergang in die Grundschule, Festen und
Veranstaltungen teilnehmen kdnnen.

§ 27
Offnungs- und Betreuungszeiten in Kindertageseinrichtungen

FuBnoten zu § 27 Offnungs- und Betreuungszeiten in Kindertageseinrichtungen

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 2 ersetzt und Absatz 6 eingefligt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in
Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Jede Kindertageseinrichtung soll bedarfsgerechte Offnungs- und Betreuungszeiten unter Be-
ricksichtigung des Kindeswohls und der Elternwiinsche anbieten. Unabhangig von den regelma-
Bigen Offnungs- und Betreuungszeiten einer Tageseinrichtung soll die Verweildauer der einzel-
nen Kinder ihrem Entwicklungsstand und den jeweiligen familidren Bedarfen entsprechen.

(2) Grundlage fir die angebotenen Betreuungszeiten ist die ortliche Jugendhilfeplanung geman
§ 4. In der Regel ist eine durchgehende Betreuung Uber Mittag anzubieten. Die Tageseinrichtung
kann nach Anhérung des Elternbeirates zur Sicherung ihres Bildungs- und Erziehungsauftrages
Zeiten festlegen, in denen die Kinder anwesend sein sollen (Anwesenheitszeit). Die wochentliche
Betreuungszeit eines Kindes ergibt sich aus der Summe der regelmaBigen Betreuungszeiten je
Wochentag. Soweit organisatorische, personelle Moglichkeiten oder festgelegte Anwesenheits-
zeiten dem nicht entgegenstehen, soll auch ein regelmaBiger Bedarf an unterschiedlich langen
Betreuungszeiten je Wochentag erfiillt werden. UnregelméBige Bedarfe und unterjahrige Ande-
rungsbedarfe der Familien sollen, soweit moglich, insbesondere im Rahmen einer Férderung
nach § 48, berlcksichtigt werden.

(3) Kindertageseinrichtungen sind verpflichtet, ganzjahrig eine regelmaBige Betreuung und For-
derung aller aufgenommenen Kinder zu gewahrleisten. Die Anzahl der SchlieBtage, ohne Wo-
chenend- und Feiertage, soll 20 und darf 27 Offnungstage nicht liberschreiten. SchlieBzeiten bis
zur Halfte der taglichen Offnungszeit zahlen grundsétzlich als halbe SchlieBtage und dariiberhin-
ausgehende SchlieBzeiten zahlen grundsatzlich als ganzer SchlieBtag.
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(4) Kindertageseinrichtungen in Betrieben oder an Ausbildungsstatten bieten Offnungs- und Be-
treuungszeiten, die sich unter besonderer Beachtung des Kindeswohls an den Arbeits- und Aus-
bildungszeiten der Eltern orientieren.

(5) Kindertageseinrichtungen sind verpflichtet, Eltern von Kindern, die bei SchlieBung der Ein-
richtungen an Ferientagen weder von ihren Eltern noch auf andere Weise angemessen betreut
und gefordert werden kdnnen, auf die Pflicht der Jugendamter hinzuweisen, eine anderweitige
Betreuungsmaglichkeit sicherzustellen und diese dabei soweit moglich zu unterstitzen.

(6) Der Tréger der Tageseinrichtung kann im Rahmen seiner Offnungszeiten Kern- und Randzei-
ten festlegen. Die Kernzeit muss an den Wochentagen Montag bis Freitag im Umfang von taglich
mindestens funf Stunden angeboten werden und in der Woche einen Umfang von insgesamt
mindestens 35 Stunden umfassen. Randzeiten kdnnen unmittelbar vor der Kernzeit, nach der
Kernzeit oder vor und nach der Kernzeit angeboten werden.

§ 28
Personal

FuBnoten zu § 28 Personal

4 N
Absatze 1und 3, § 32 Absatz 3 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. April 2022
(GV. NRW. S. 509), in Kraft getreten am 1. August 2022.
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.
. 4

(1) Als padagogische Krafte in den Tageseinrichtungen sollen sozialpadagogische oder weitere
Fachkrafte und Erganzungskrafte im Sinne der Personalverordnung eingesetzt werden. Ergan-
zungskraften ist seitens der Trager grundsatzlich die Mdglichkeit zu geben, eine Ausbildung zur
sozialpadagogischen Fachkraft zu absolvieren. Die padagogische Arbeit muss vom Einsatz sozi-
alpadagogischer Fachkrafte gepragt sein.

(2) Wahrend der Betreuungszeiten sollen den Gruppen regelmaBig zwei padagogische Krafte
zugeordnet sein. Grundsatzlich sollen diese in den Gruppenformen | und Il in der Regel sozial-
padagogische und weitere Fachkrafte, in der Gruppenform Ill mindestens eine sozialpadagogi-
sche Fachkraft und eine Erganzungskraft im Sinne der Personalverordnung sein; die Personalbe-
messung hat sich an den Vorgaben der Anlage 1 zu orientieren. Flr Randzeiten kann die Perso-
nalverordnung Abweichungen von Satz 2 zulassen. Im Rahmen der Personalbemessung hat der
Trager sicherzustellen, dass auch in Ausfallzeiten die Mindestbesetzung sichergestellt werden
kann.

(3) Eine Uberschreitung der GruppengréBe im Sinne von § 26 Absatz 2 Satz 2 ohne Anpassung
der Personalbemessung sowie eine Uberschreitung der GruppengréBe im Sinne von § 26 Absatz
2 Satz 3 ist dem Jugendamt und dem Landesjugendamt unverziiglich anzuzeigen. Eine Uber-
sicht Giber die Anzahl der Anzeigen ist von den Landesjugendamtern statistisch zu erfassen und
bis zum 1. Marz eines jeden Jahres an die Oberste Landesjugendbehdrde zu libersenden.
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(4) Fir die bestmogliche Forderung der Kinder, zur Erweiterung des Handlungsspielraums in den
Einrichtungen und der Perspektiven auf das einzelne Kind kann sich das padagogische Personal
in Tageseinrichtungen fur Kinder, vor allem in Familienzentren und plusKITAs, aus multiprofes-
sionellen Teams zusammensetzen, bei denen sich die Fahigkeiten und Kenntnisse der Teammit-
glieder erganzen. In gleicher Weise kdnnen Absolventinnen und Absolventen von Studiengangen
akademischer Sozialberufe, vor allem aus der Kindheitspadagogik, bei Ubergreifenden Aufga-
ben, insbesondere fir die Verzahnung von Theorie und Praxis, eingesetzt werden.

(5) Zur Entlastung des padagogischen Personals bei nichtpadagogischen Aufgaben kann weite-
res Personal, wie zum Beispiel Assistenzkrafte, einschlieBlich sogenannter Kita-Helferinnen und
-Helfer, oder Blrokrafte in den Einrichtungen beschaftigt werden.

§ 29
Leitung

FuBnoten zu § 29 Leitung

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Die Leitung der Tageseinrichtung kann einer oder mehreren Personen zur gemeinsamen
Wahrnehmung tbertragen werden.

(2) Padagogische Leitungsaufgaben sind erfahrenen und besonders qualifizierten sozialpadago-
gischen Fachkraften zu Ubertragen; eine besondere Qualifizierung liegt insbesondere bei Absol-

ventinnen und Absolventen von Studiengéngen akademischer Sozialberufe vor. Fiir die Ubertra-

gung der padagogischen Leitung ist eine mindestens zweijahrige einschlagige padagogische Be-
rufserfahrung erforderlich, die in der Regel in einer Tageseinrichtung fur Kinder oder einem ver-

gleichbaren Arbeitsfeld erworben sein soll. Praktische Ausbildungszeiten bleiben unberiicksich-

tigt.

(3) Die padagogische Leitung einer Tageseinrichtung fur Kinder soll anteilig oder vollstandig von
der unmittelbaren padagogischen Arbeit mit den Kindern freigestellt sein. Der Einrichtungsleitung
stehen je Gruppe mindestens finf Stunden Leitungszeit wochentlich zur Verfligung. Bei einer re-
gelmaBigen Betreuungszeit von 30 Stunden erhoht sich die Leitungszeit auf mindestens sechs
Stunden, bei 35 Stunden erhoht sich die Leitungszeit auf mindestens sieben Stunden, bei 40
Stunden erhdht sich die Leitungszeit auf mindestens acht Stunden und bei einer regelmaBigen
Betreuungszeit von 45 Stunden auf mindestens neun Stunden je Gruppe.

§ 30
Zusammenarbeit mit der Grundschule

FuBnoten zu § 30 Zusammenarbeit mit der Grundschule

(Veréffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525 W
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Absatz 4 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2027.

(1) Kindertageseinrichtungen arbeiten mit der Schule in Wahrnehmung einer gemeinsamen Ver-
antwortung fiir die bestidndige Férderung des Kindes und seinen Ubergang in die Grundschule
zusammen.

(2) Zur Sicherung gelingender Zusammenarbeit und zur Gestaltung des Ubergangs vom Elemen-
tar- in den Primarbereich gehoéren insbesondere

1. eine kontinuierliche gegenseitige Information lber die Bildungsinhalte, -methoden und -kon-
zepte,

2. die Kontinuitat bei der Forderung der Entwicklung der Kinder,
3. regelmaBige gegenseitige Hospitationen,

4. die fur alle Beteiligten erkennbare Benennung fester Ansprechpersonen in beiden Institutio-
nen,

5. gemeinsame (Informations-)Veranstaltungen fur die Eltern und Familien der Kinder,
6. gemeinsame Konferenzen zur Gestaltung des Ubergangs in die Grundschule und
7. gemeinsame Fort- und WeiterbildungsmaBnahmen der Fach- und Lehrkrafte.

(3) Der Schultrager ladt gemeinsam mit den Leiterinnen und Leitern der Tageseinrichtungen fur
Kinder und der Grundschulen die Eltern, deren Kinder in zwei Jahren eingeschult werden, zu ei-
ner Informationsveranstaltung ein, in der die Eltern Uber Fordermdglichkeiten im Elementarbe-
reich und Primarbereich, insbesondere auch Uber die Bedeutung kontinuierlich aufeinander auf-
bauender Bildungsprozesse beraten werden.

(4) Zur Durchfiihrung der Feststellung des Sprachstandes nach § 36 Absatz 2 des Schulgeset-
zes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102) in der jeweils geltenden Fassung erhebt der
Trager der Tageseinrichtung, die nach diesem Gesetz gefdrdert wird oder die der Obersten Lan-
desjugendbehdérde oder einer von ihr beauftragten Stelle eine den Anforderungen des § 19 ent-
sprechende Sprachstandsbeobachtung, -dokumentation und -férderung nachweist, bei den El-
tern, deren Kinder zur Teilnahme an der Sprachstandsfeststellung verpflichtet sind, die folgen-
den Daten und Ubermittelt sie an das zustandige Schulamt:

1. Name und Vorname des Kindes,
2. Geburtsdatum,
3. Geschlecht,

4. vorrangige Familiensprache,

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-West-
falen, Friedrichstr. 62-80, 40217 Dusseldorf 28/ 54


https://recht.nrw.de/gvnrw/2005-s102

5. Aufnahmedatum in der Kindertageseinrichtung,
6. Namen, Vornamen und Anschriften der Eltern und
7. Vorliegen der Zustimmung nach § 18 Absatz 1 Satz 4.

Soweit Kinder im Rahmen der Pflichten nach § 36 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW in einer Kin-
dertageseinrichtung zusatzlich sprachlich gefordert werden, ist der Trager der Einrichtung ver-
pflichtet, Angaben Uber die Teilnahme der Kinder an dieser zusatzlichen Sprachférderung dem
zustandigen Schulamt mitzuteilen.

§ 31
Evaluation

FuBnoten zu § 31 Evaluation

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2027.

(1) Zur Sicherung und Weiterentwicklung der padagogischen Arbeit in den Kindertageseinrich-
tungen ist eine kontinuierliche Evaluation erforderlich. Dafir sollen von den Tragern Qualitatskri-
terien entwickelt werden, die Aussagen Uber die Begleitung, Férderung und Herausforderung
frihkindlicher Bildungsprozesse insbesondere auch im Bereich der Sprachbildung und -férde-
rung enthalten. QualitatsentwicklungsmaBnahmen werden von den Tragern der Kindertagesein-
richtungen in eigener Verantwortung durchgefihrt. Zur Grundlage flr die Evaluation gehéren
insbesondere:

1. eine Konzeption der Arbeit der Kindertageseinrichtung, in der Leitlinien flr die Arbeit und ein
eigenes Profil in Textform formuliert sind,

2. ein trager- oder einrichtungsspezifisches padagogisches Konzept in Textform und

3. eine Darstellung Uber die Durchfihrung des Qualitatsentwicklungsprozesses in der Kinderta-
geseinrichtung.

(2) Die Oberste Landesjugendbehdrde oder eine von ihr beauftragte Stelle kann mit Zustimmung
des Tragers der Einrichtung eine externe Evaluation in der Kindertageseinrichtung durchfihren.

Kapitel 2
Finanzierung

§ 32
Allgemeine Voraussetzungen der Finanzierung

FuBnoten zu § 32 Allgemeine Voraussetzungen der Finanzierung
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4 N
Veroffentlichung GV. NRW. 2022 S. 509

Absatz 3 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 509), in
Kraft getreten am 1. August 2022.
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatze 2 und 3 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten
am 1. August 2027.
\ J

(1) Das Land beteiligt sich an den Kosten der Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen
nach MaBgabe dieses Gesetzes. Die finanzielle Férderung der Kindertageseinrichtungen erfolgt
pro Kindergartenjahr. Sie setzt eine Betriebserlaubnis nach § 45 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch und die Bedarfsfeststellung auf der Grundlage der o¢rtlichen Jugendhilfeplanung vor-
aus.

(2) Grundlage fur die Berechnung der finanziellen Férderung ist der Betreuungsvertrag zwischen
Trager und Eltern. Eltern kédnnen beim Abschluss des Vertrages zwischen den in der Anlage 1
genannten wochentlichen Betreuungszeiten wahlen, soweit diese als Ergebnis der kommunalen
Jugendhilfeplanung von der Einrichtung als bedarfsgerecht angeboten werden. Die Trager sollen
ermaoglichen, dass Eltern Betreuungsvertrage fur ihre Kinder abschlieBen konnen, die ihrem tat-
sachlichen Bedarf entsprechen.

(3) Die finanzielle Férderung der Kindertageseinrichtung setzt voraus, dass

1. die Einrichtung die Aufgaben nach diesem Gesetz und auf der Grundlage der értlichen Ju-
gendhilfeplanung wahrnimmt,

2. der Trager die Regelungen dieses Gesetzes und die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen
Rechtsvorschriften beachtet,

3. die Anzahl der SchlieBtage 27 Offnungstage nicht liberschreitet,

4. die Leitung der Einrichtung und die Leitung jeder Gruppe einer sozialpadagogischen Fachkraft
im Sinne der Personalverordnung Ubertragen sind und

5. § 28 Absatz 1 bis 3 und § 29 Absatz 3 als Grundlage fiir die Personalbemessung eingehalten
werden.

§33
Kindpauschalenbudget

FuBnoten zu § 33 Kindpauschalenbudget

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 ersetzt, Absatz 2 gestrichen, Absatz 3 (alt) umbenannt in Absatz 2 und geandert,
Absatze 4 und 5 (alt) umbenannt in Absatze 23 und 4, Absatz 6 gestrichen sowie Absatz 7
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(alt) umbenannt in Absatz 5 und geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026,
in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Die finanzielle Basisférderung fur Personal- und Sachkosten der Kindertageseinrichtungen
wird in Form von Pauschalen fur jedes in einer Kindertageseinrichtung aufgenommene Kind
(Kindpauschalen) gezahlt. Die Kindpauschalen fiir das Kindergartenjahr 2026/2027 ergeben sich
aus der Anlage 2. Das Kindpauschalenbudget ermdglicht die in der Anlage 2 je Gruppenform
ausgewiesenen Gesamtpersonalkraftstunden. Hierin enthalten sind auch Personalkraftstunden in
Hohe von zehn Prozent fir die individuelle Vor- und Nachbereitungszeit, einschlieBlich Bildungs-
dokumentation und Entwicklungsstandserhebung, fir die Erziehungspartnerschaft mit den El-
tern, fur die Praxisanleitung und flir Kooperationen mit Friihférderung, Kindertagespflege, Schule
und im Sozialraum, fir die Teilnahme an Dienstbesprechungen, Fachberatungen und Qualifikati-
onsmaBnahmen (Verfligungszeit). Das Kindpauschalenbudget ist hinsichtlich der vorgesehenen
Gesamtpersonalkraftstundenzahl einzusetzen. Die Mittel der erhdhten Kindpauschalen fiir Kinder
mit oder mit drohenden Behinderungen sind entsprechend § 26 Absatz 3 fir die einrichtungs-
spezifischen padagogischen Mehrbedarfe bei Personal- und Sachkosten, die im Zusammenhang
mit der gemeinsamen Betreuung von Kindern mit und ohne Behinderungen oberhalb der Regel-
pauschalen entstehen, einzusetzen. Nimmt ein Kind den Platz in einer Einrichtung nach dem Be-
treuungsvertrag nicht wahrend des gesamten Kindergartenjahres in Anspruch, erhalt der Trager
eine anteilige Pauschale. Hierzu erfolgt eine monatliche Erfassung durch den Trager der Einrich-
tung auf der Grundlage des Betreuungsvertrages bis spatestens zum Ende des nachsten Mo-
nats.

(2) Die Jugendhilfeplanung gemaB § 4 hat sicher zu stellen, dass der Anteil der Pauschalen fir
Uber dreijahrige Kinder, die in den Gruppenformen | und lll nach der Anlage 1 aufsummiert mit 40
oder 45 Stunden wdchentlicher Betreuungszeit betreut werden, den Anteil, den das Jugendamt
in der verbindlichen Mitteilung zum 15. Marz des Vorjahres angemeldet hat, nicht um mehr als
vier Prozentpunkte iibersteigt. Dariiber hinausgehende Uberschreitungen kann die Oberste Lan-
desjugendbehdrde nur in besonders begriindeten Einzelfallen zulassen.

(3) Aus der Entscheidung der Jugendhilfeplanung ergeben sich bis zum 15. Marz Hohe und An-
zahl der auf eine Einrichtung entfallenden Kindpauschalen (Kindpauschalenbudget). Das Ju-
gendamt ist berechtigt, bereits bewilligte Kindpauschalen zwischen dem 15. Marz und dem Be-
ginn des Kindergartenjahres im Einvernehmen mit den Tragern im Bedarfsfall auf andere Einrich-
tungen zu Ubertragen, wenn dies nicht zu einer Erhéhung des Zuschusses nach § 38 Absatz 1
fuhrt.

(4) Abweichungen zwischen den Ergebnissen der Jugendhilfeplanung und der tatsachlichen In-
anspruchnahme sind bei der Festsetzung der endglltigen Zahlungen zu bericksichtigen. Bei
Unterschreitungen ist die endgultige Zahlung mindestens in Héhe der Planungsgarantie geman §
41 festzusetzen. Das Jugendamt stellt flr das am 31. Juli endende Kindergartenjahr die Ergeb-
nisse der Abweichungen zu den Anmeldungen zum 15. Marz fest und meldet sie dem Landesju-
gendamt bis zum 30. November desselben Kalenderjahres.
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(5) Bis Schuleintritt werden die Kindpauschalen auch fir eine Betreuung von schulpflichtigen
Kindern auf Grundlage der vereinbarten woéchentlichen Betreuungszeit geleistet. Nach Schulein-
tritt werden die Kindpauschalen flr die Betreuung von Kindern nur bei Betreuung in einer be-
stehenden Gruppe mit ausschlieBlich Kindern im schulpflichtigen Alter (Horte) gezahlt. Fir die
Betreuung von Kindern in Horten werden nur Kindpauschalen fir 25 oder 35 Stunden wochentli-
che Betreuungszeit gezahilt.

§34
Mietzuschuss

FuBnoten zu § 34 Mietzuschuss

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 (alt) wird Wortlaut und gedndert sowie Absatz 2 gestrichen durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

Tragern geman § 25 Absatz 1, denen nicht das Eigentum am Gebaude der Einrichtung zusteht
und die nicht wirtschaftlich dem Eigentimer gleichgestellt sind, soll ein Mietzuschuss geleistet
werden, soweit eine aus Landesmitteln erfolgte Investitionsférderung dem nicht entgegensteht.
Von diesem Mietzuschuss sind im Kindergartenjahr 2026/2027 ein Betrag von 3 865,91 fir jede
Gruppe in der Tageseinrichtung und der zugrundliegende Finanzierungsanteil des Tragers (Tra-
geranteil) nach § 36 Absatz 2 abzuziehen, soweit der Mietzuschuss diese Summe Ubersteigt. Fur
den Betrag gemaR Satz 2 gilt § 37 entsprechend. Wenn das Mietverhaltnis am 28. Februar 2007
bestand, soll der Mietzuschuss auf Grundlage der zu zahlenden Kaltmiete geleistet werden. Fir
Mietverhaltnisse, die nach diesem Zeitpunkt begriindet werden, ist der Zuschuss auf der Grund-
lage von Pauschalen zu leisten.

§35
Eingruppige Einrichtungen und Waldkindergartengruppen

FuBnoten zu § 35 Eingruppige Einrichtungen und Waldkindergartengruppen

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 2 ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. Au-
gust 2027.

(1) Bei eingruppigen Einrichtungen, die am 28. Februar 2007 in Betrieb waren, kann unter Be-
ricksichtigung des Trageranteils gemaB § 36 Absatz 2 ein weiterer Pauschalbetrag von bis zu 15
000 Euro geleistet werden, wenn der Trager ohne diesen zusatzlichen Betrag die Einrichtung
nicht ausreichend finanzieren kann.

(2) Waldkindergartengruppen kénnen unter Beriicksichtigung des Trageranteils gemai § 36 Ab-
satz 2 einen weiteren Pauschalbetrag von 15 000 Euro je Waldkindergartengruppe erhalten.
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(3) Soweit die Voraussetzungen vorliegen, kdnnen fir eine Einrichtung Pauschalbetrage nach
den Absitzen 1und 2 auch nebeneinander geleistet werden. Uber die Gewahrung des Betrages
entscheidet das Jugendamt im Benehmen mit dem Trager der Einrichtung.

§ 36
Jugendamtszuschuss und Trageranteil

FuBnoten zu § 36 Jugendamtszuschuss und Trageranteil

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatze 2 bis 4 ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am
1. August 2027.

(1) Das Jugendamt gewahrt dem Trager der Einrichtung einen Zuschuss fur die Aufgaben nach
diesem Gesetz, wenn der Finanzierungsanteil des Tragers an den Kindpauschalen gemaB § 33,
an dem Mietzuschuss gemaB § 34, an dem Zuschuss fir eingruppige Einrichtungen geman § 35
Absatz 1 und an dem Zuschuss fur Waldkindergartengruppen gemaB § 35 Absatz 2 erbracht
wird.

(2) Der Finanzierungsanteil des Tragers betragt:

1. wenn es sich um eine Kirche oder Religionsgemeinschaft des 6ffentlichen Rechts handelt
(kirchliche Tragerschaft), 10,3 Prozent,

2. wenn es sich um einen anerkannten Trager der freien Jugendhilfe nach § 25 Absatz 1 handelt,
der nicht zugleich in kirchlicher Tragerschaft ist (andere freie Tragerschaft), 7,8 Prozent,

3. wenn es sich beim Trager um einen Verein handelt, dem Erziehungsberechtigte von mindes-
tens 90 Prozent der die Einrichtung besuchenden Kinder angehéren, die nach ihrer Zahl oder der
Satzung sowohl die fiir die laufende Beschlussfassung als auch die fiir die Anderung der Sat-
zung erforderliche Mehrheit haben (Elterninitiativen), 3,4 Prozent und

4. wenn es sich beim Trager der Einrichtung um den ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhil-
fe, eine sonstige kreisangehoérige Gemeinde oder einen sonstigen Gemeindeverband (kommuna-
le Tragerschaft) handelt, 12,5 Prozent.

(3) Der Zuschuss des Jugendamtes betragt bei einer Tragerschaft nach Absatz 2 Nummer 1 89,7
Prozent, nach Absatz 2 Nummer 2 92,2 Prozent, nach Absatz 2 Nummer 3 96,6 Prozent und
nach Absatz 2 Nummer 4 87,5 Prozent. Flihrt der Wechsel der Tragerschaft zu einer Erhéhung
des Zuschusses nach Satz 1, so erhalt der neue Trager den bisherigen Zuschuss. Ausnahmen
von Satz 2 bediirfen der Zustimmung der Obersten Landesjugendbehdrde.

(4) Eine nicht zweckentsprechende oder eine nicht an den Vorgaben dieses Gesetzes zu Perso-
nalausstattung und Gruppenstarken ausgerichtete Verwendung der Mittel berechtigt das Ju-
gendamt zur Rickforderung der Zuschisse.
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§ 37
Anpassung der Finanzierung

FuBnoten zu § 37 Anpassung der Finanzierung

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2027.

(1) Die Kindpauschalen gemaB § 33 werden jahrlich unter Berlicksichtigung der tatsachlichen
Kostenentwicklungen angepasst. Die Anpassung der in der Anlage 2 dargestellten Kindpauscha-
len erfolgt erstmals zum Kindergartenjahr 2027/2028. Dies gilt im Kindergartenjahr 2027/2028
nicht flir den Landeszuschuss gemaB § 48b zur Finanzierung der Kita-Helferinnen und -Helfer.

(2) Fur die Anpassung veroffentlicht die Oberste Landesjugendbehdrde in jedem Dezember, un-
ter Berlicksichtigung der Entwicklung von Personal- und Sachkosten auf der Basis von Jahres-
werten, eine einheitliche Fortschreibungsrate fur das jeweils im folgenden Kalenderjahr begin-
nende Kindergartenjahr.

(3) Die Fortschreibungsrate setzt sich zu neun Teilen aus der Kostenentwicklung flir padagogi-
sches Personal nach dem Tarifvertrag fir den &ffentlichen Dienst, Sozial- und Erziehungsdienst
(TVoOD - SuE) auf Grundlage der Berichte zu Kosten eines Arbeitsplatzes der Kommunalen Ge-
meinschaftsstelle flr Verwaltungsmanagement und zu einem Teil aus der Steigerung der Kosten
des allgemeinen Verbraucherpreisindex fur Deutschland des Statistischen Bundesamtes zusam-
men.

} § 37a
Finanzielle Uberbriickung durch das Land

FuBnoten zu § 37a Finanzielle Ubererckung durch das Land

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

§ 37a eingefligt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. Au-
gust 2027.

Wird die Personalkostensteigerung im Sinne von § 37 Absatz 3 auf einen Wert groBer als Null
festgesetzt, erhalten Trager fur den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. Juli des auf die Festset-
zung folgenden Kalenderjahres fir jede flir diesen Zeitraum bewilligte Kind-pauschale eine pau-
schale Ausgleichszahlung in Hohe eines Betrages, der dem nach § 38 Absatz 2 ermittelten rech-
nerischen Landesanteil an dem Differenzbetrag zwischen der bereits bewilligten Kindpauschale
und einer um die Personalkostensteigerung erhéhten Kindpauschale entsprache. Die Aus-
gleichszahlung wird an die Jugendamter zur Weiterleitung an die Trager ausgezahlt. Die Aus-
zahlung erfolgt spatestens zum 1. Juni des auf die Festsetzung folgenden Kalenderjahres.
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§ 38
Landeszuschiisse fiir Kindertageseinrichtungen

FuBnoten zu § 38 Landeszuschilsse fir Kindertageseinrichtungen

4 N\
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 2 ersetzt, Absatz 3 geadndert, Absatz 5 gestrichen sowie Absatz 6 (alt) umbenannt in
Absatz 5 und geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am
1. August 2027.

\_ 4

(1) Das Land gewahrt dem Jugendamt auf der Grundlage einer zum 15. Marz fir das im gleichen
Kalenderjahr beginnende Kindergartenjahr vorzulegenden verbindlichen Mitteilung fir jedes
Kind, das in einer im Bezirk des Jugendamtes nach diesem Gesetz geforderten Kindertagesein-
richtung eines Tragers nach § 25 Absatz 1 betreut werden soll, einen pauschalierten Zuschuss.
Voraussetzung ist, dass das Jugendamt den Zuschuss an die Trager der Einrichtungen seines
Bezirks weiterleitet.

(2) Der Landeszuschuss betragt im Fall des

1. § 36 Absatz 2 Nummer 1: 40,3 Prozent,

2. § 36 Absatz 2 Nummer 2: 40,0 Prozent,

3. § 36 Absatz 2 Nummer 3: 42,3 Prozent und
4. § 36 Absatz 2 Nummer 4: 37,2 Prozent,
auBer in den Fallen des § 36 Absatz 3 Satz 2.

(3) Die Prozentsatze gemaB Absatz 2 erhohen sich um 27,89 Prozentpunkte fir nach Absatz 1 zu
berlicksichtigende Kindpauschalen fiir Kinder im Alter von unter drei Jahren zum Ausgleich des
aufgrund der Anderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch durch das Gesetz vom 10. Dezem-
ber 2008 (BGBI. | S. 2403) notwendigen Ausbaus der Kindertagesbetreuung.

(4) Das Land gewahrt dem Jugendamt fiir Einrichtungen im Sinne von § 25 Absatz 1 die den §§
34 und 35 entsprechenden anteiligen Zuschiisse zu den Mietzuschlissen und den Zuschissen
flr eingruppige Einrichtungen und Waldkindergartengruppen. § 38 Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.

(5) Kommt das Jugendamt seinen Verpflichtungen aus § 33 Absatz 4, § 39 Absatz 3, § 45 Absatz
2,8 46 Absatz 2 bis 6, § 47 Absatz 4, § 48 Absatz 3, § 48a Absatz 2 oder § 48b nicht innerhalb
der vorgegebenen Fristen nach, kann das Land die Zuschsse fir die folgenden Monate zuriick-
halten. Kommt das Jugendamt seiner Verpflichtung nach, werden die Zuschisse fir hdchstens
sechs Monate nachtraglich ausgezahilt.
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§39
Verwendungsnachweis

FuBnoten zu § 39 Verwendungsnachweis

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Die im Rahmen dieses Gesetzes gezahlten Mittel einschlieBlich des sich aus § 36 Absatz 2 er-
gebenden Trageranteils sind zur Erfullung von Aufgaben nach diesem Gesetz zu verwenden. Der
Trager der Einrichtung erklart gegeniiber dem Jugendamt die entsprechende Mittelverwendung
und legt diese Uber hierflr eingerichtete elektronische Systeme durch einen vereinfachten Ver-
wendungsnachweis bis zum 31. Marz des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalen-
derjahres dar. Dieser umfasst

1. die Ertrage einschlieBlich des Trageranteils,
2. die Zuflihrung von anderen Einrichtungen,
3. die Zufuhrung aus Ricklagen,

4. die Aufwendungen, unterteilt in Personalkosten, Investitionen, Mieten, Sachkosten, Verwal-
tungskosten in Héhe von maximal 4 Prozent der Gesamtjahres-Basisforderung und sonstige Auf-
wendungen,

5. die Zuflihrung an andere Einrichtungen,

6. die Zufuhrung zu Ricklagen,

7. die Hohe der Riicklagen,

8. den Einsatz des Landeszuschusses fir plusKITAs nach § 45,

9. den Einsatz der Zuschisse nach § 46 Absatz 1 bis 4 flr Praktikumsplatze von Auszubilden-
den, differenziert nach piA-E1-, piA-E2/3-, BP-, piA-K1- und piA-K2-Zuschuss,

10. den Einsatz des Zuschusses nach § 46 Absatz 6 zur Unterstlitzung der Praxisanleitung fur
Auszubildende,

11. den Einsatz des Zuschusses flir Fachberatung fiir Kindertageseinrichtungen gemaB § 47 und
gegebenenfalls seine Weiterleitung und

12. den Einsatz des Zuschusses zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten, differenziert nach den
Einsatzarten und gegebenenfalls der Kombination von Einsatzarten im Sinne des § 48 Absatz 1,

13. den Einsatz des Zuschusses nach § 48b zur Finanzierung von Kita-Helferinnen und Kita-Hel-
fern.
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In den Fallen von Satz 3 Nummer 3, 6 und 7 ist bei Tragern, die zugleich Eigentumer der Einrich-
tung oder diesen wirtschaftlich gleichgestellt sind, nach Art der Riicklage zu differenzieren.

(2) Der Trager weist dem Jugendamt den Einsatz des Personals nach Art der Pauschale nach.
Die dem Verwendungsnachweis zugrundeliegenden Belege sind flinf Jahre nach Einreichung
des Verwendungsnachweises aufzubewahren. Das Jugendamt ist zur stichprobenhaften und an-
lassbezogenen Prifung der Nachweise im Hinblick auf die ordnungsgemaBe Verwendung nach
Absatz 1 berechtigt und verpflichtet. Stellt es fest, dass die Mittel nicht ordnungsgeman verwen-
det wurden, soll das Jugendamt den Leistungsbescheid ganz oder teilweise zurticknehmen oder
widerrufen. Die Gemeindeprufungsanstalt Nordrhein-Westfalen prift im Rahmen einer Zufalls-
auswabhl die ordnungsgemaBe Verwendung der finanziellen Mittel des Landes, insbesondere die
Verwendungsnachweise. Die der Gemeindeprifungsanstalt Nordrhein-Westfalen im Rahmen der
Priifung nach Satz 5 entstehenden und gemaB § 6 Absatz 2 des Kommunalabgabengesetzes
nach betriebswirtschaftlichen Grundsatzen ansatzfahigen Kosten werden durch das Land erstat-
tet. § 2 Absatz 1 des Gemeindeprufungsanstaltsgesetzes bleibt unberihrt.

(3) Das Jugendamt stellt flir das am 31. Juli endende Kindergartenjahr die Summe der nach § 36
Absatz 4 zurlickgeforderten Mittel fest und meldet dem Landesjugendamt das Ergebnis bis zum
Ende des auf die Feststellung folgenden Monats, spatestens jedoch bis zum 30. Juni des Folge-
jahres. Das Jugendamt erstattet dem Land den sich aus § 38 Absatz 2 ergebenden prozentualen
Anteil des zuriickgeforderten Betrages.

(4) Kommt der Trager seinen Verpflichtungen aus § 33 Absatz 1 Satz 8 oder aus § 39 Absatz 1
nicht innerhalb der vorgegebenen Fristen nach, kann das Jugendamt die Zuschuisse fir die fol-
genden Monate zurlckhalten. Kommt der Trager seiner Verpflichtung nach, werden die Zu-
schisse flr hochstens sechs Monate nachtraglich ausgezahlt.

(5) Der Landesrechnungshof priift das Vorliegen der Voraussetzungen fir die Gewahrung der
Landesmittel und deren ordnungsgemaBe Verwendung. Zu diesem Zweck ist er berechtigt, auch
ortliche Erhebungen bei dem Jugendamt und den Ubrigen Leistungsempfangern vorzunehmen.

§40
Rucklagen

FuBnoten zu § 40 Ricklagen

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatze 1, 2, 3 und 4 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft ge-
treten am 1. August 2027.

(1) In einem Kindergartenjahr nicht verausgabte Mittel sind einschlieBlich des Trageranteils ge-
mafi § 36 Absatz 2 einer Betriebskostenricklage und bei Tragern, die Eigentimer oder diesen
wirtschaftlich gleichgestellt sind, dartber hinaus einer Investitionsriicklage zuzufihren. Die
Ricklagen des Tragers sind nachweislich in den Folgejahren zur Erflillung der jeweiligen Aufga-
ben nach diesem Gesetz zu nutzen. Sie sind angemessen zu verzinsen. Die Berechnung der zu-
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lassigen Rucklagenhdhe erfolgt einrichtungsbezogen, die Verwendung kann tragerbezogen er-
folgen. Eine Verwendung von Riicklagen einer anderen Kindertageseinrichtung desselben Tra-
gers ist, wenn diese zu einem anderen Jugendamtsbezirk gehort, nur moglich, soweit das Ju-
gendamt, in dessen Bezirk die Rlicklage gebildet wurde, zustimmt.

(2) Die Betriebskostenriicklage darf den Betrag von 15 Prozent der Einnahmen nach §§ 33, 35,
43 Absatz 1und § 45 auf Grundlage der verbindlichen Mitteilung zum 15. Marz je Einrichtung des
Tragers nicht Uberschreiten.

(3) Erganzend zu Absatz 2 darf fir die Einrichtung, die im Eigentum des Tragers steht oder bei
der der Trager wirtschaftlich dem Eigentimer gleichgestellt ist, eine Rucklage fir Investitionen
(Investitionsriicklage) bis zu einer Hohe von 3 770 Euro je Kindpauschale, die mit verbindlicher
Mitteilung zum 15. Marz beantragt wurde, gebildet werden.

(4) Der Bestand der Riicklagen ist jahrlich zum Stichtag 31. Juli, differenziert nach Art der Riick-
lage, nachzuweisen. Betrage, die den zuldssigen Hochstbetrag der Rlcklagen Ubersteigen, sind
dem Jugendamt in Hohe des prozentualen Anteils nach § 36 Absatz 3 zu erstatten. Das Jugend-
amt erstattet dem Land den sich aus § 38 Absatz 2 ergebenden prozentualen Anteil des Uber-
schieBenden Betrages.

§ M
Planungsgarantie

FuBnoten zu § 41 Planungsgarantie

4 N\
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 ersetzt, Absatz 2 gestrichen, Absatz 3 (alt) umbenannt in Absatz 2 und Absatz 3
eingeflgt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August
2027.

A J

(1) Jedem Trager wird zur Finanzierung der Tageseinrichtung grundsatzlich mindestens die
Summe der Kindpauschalen abzlglich des Trageranteils gezahlt, die sich nach der durchschnitt-
lichen Istbelegung der Monate August bis April des vorangegangenen Kindergartenjahres zuzig-
lich einer Erh6hung nach § 37 ergibt (Planungsgarantie). Sinkt die Summe der Kindpauschalen,
die eine Kindertageseinrichtung nach dem Anmeldestand zum 15. Marz fir die Monate August
bis April des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres zu erwarten hat, unter den
Wert der Summe der Kindpauschalen aufgrund der bis Januar erreichten Istbelegung, so ge-
wahrt das Jugendamt dem Trager der Einrichtung Kindpauschalen in der in Satz 1 genannten H6-
he.

(2) Die Planungsgarantie findet keine Anwendung bei Einrichtungs- oder GruppenschlieBungen.
Die Planungsgarantie ist auch insoweit ausgeschlossen, als der Trager der Einrichtung einzelne
Gruppen oder zehn Platze oder mehr auf eine andere Einrichtung tUbertragt. Dies gilt auch fir
Platze, die nach einer Vereinbarung zwischen dem Trager und dem Jugendamt nur voriberge-
hend belegt und dann von einer Einrichtung auf andere Einrichtungen lbertragen wurden. Fur

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-West-
falen, Friedrichstr. 62-80, 40217 Dusseldorf 38/54


https://recht.nrw.de/gvnrw/2026-s525

die Berechnung der Planungsgarantie bei der Inbetriebnahme von neuen Einrichtungen kann die
Oberste Landesjugendbehdrde abweichende Regelungen treffen.

(3) Die Planungsgarantie ist ausgeschlossen, wenn Betreuungsplatze trotz vorhandenen Bedarfs
nicht besetzt werden.

Teil 4
Landesforderungen zur Qualitatsentwicklung
§ 42

Familienzentren

(1) Familienzentren sind Kindertageseinrichtungen, die iber die Aufgaben nach diesem Gesetz
hinaus insbesondere leicht zugangliche und am Bedarf des Sozialraums orientierte Angebote fir
die Beratung, Unterstitzung und Bildung von Familien vorhalten oder vermitteln. Die Familien-
zentren haben in besonderer Weise die Aufgabe,

1. Eltern bei der Forderung ihrer Kinder umfassend zu unterstiitzen und die unterschiedlichen Le-
benslagen und Bedarfe der Familien im Einzugsgebiet zu berlcksichtigen,

2. mit verschiedenen Partnern zu kooperieren und familienunterstiitzende Angebote zu bundeln
und zu vernetzen,

3. Angebote fur Familien im Sozialraum zu 6ffnen, deren Kinder nicht in der Tageseinrichtung
des Familienzentrums betreut werden,

4. Sprachforderung fir Kinder und ihre Familien anzubieten, auch solche, die tber § 19 hinaus-
geht, insbesondere sind dies SprachférdermaBnahmen fur Kinder im Alter zwischen vier Jahren
und Schuleintritt mit zusatzlichem Sprachforderbedarf, die keine Kindertageseinrichtung besu-
chen, und

5. an Praventionsangeboten mitzuwirken, die vor allem auf der Grundlage von Konzepten der
ortlichen Jugendhilfeplanung umgesetzt werden.

Familienzentren missen als solche in die értliche Jugendhilfeplanung aufgenommen worden
sein und ein vom Land anerkanntes Gutesiegel ,Familienzentrum NRW" haben.

(2) Familienzentren kénnen auf der Grundlage eines sozialrdumlichen Gesamtkonzeptes auch als
Verbund unter Einbeziehung mehrerer Kindertageseinrichtungen oder auch anderer kinder- und
familienorientierter Einrichtungen tatig sein.

§43
Finanzielle Forderung der Familienzentren

FuBnoten zu § 43 Finanzielle Férderung der Familienzentren

(Veréffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525 W
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Absatze 1und 2 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten
am 1. August 2027.

(1) Fur jedes Familienzentrum im Sinne des § 42 Absatz 1 gewahrt das Land dem Jugendamt ei-
nen zusatzlichen Zuschuss pro Kindergartenjahr; im Kindergartenjahr 2026/2027 betragt der Zu-
schuss 25 270,73 Euro. Im Einzelfall kbnnen auch Einrichtungen von Verblinden nach § 42 Ab-
satz 2 die Férderung nach Satz 1 erhalten, auch wenn sie keine Tageseinrichtung fur Kinder sind.
Die §§ 37 und 38 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend.

(2) Kindertageseinrichtungen, die im Rahmen der 6rtlichen Jugendhilfeplanung auf Vorschlag
des Jugendamtes und der jahrlich durch das Haushaltsgesetz festgelegten Hochstgrenzen an
dem Verfahren fur das vom Land anerkannte Gitesiegel ,Familienzentrum NRW" teilnehmen, er-
halten einen zusatzlichen Zuschuss pro Kindergartenjahr; im Kindergartenjahr 2026/2027 be-
tragt der Zuschuss 25 270,73 Euro. Die Landesregierung legt die Verteilung der in das Verfahren
aufzunehmenden Einrichtungen auf die Jugendamter fest. Die Verteilung kann sich nach der
Zahl der Kinder im Jugendamtsbezirk im Verhaltnis zur Gesamtzahl der Kinder in der gewahlten
Altersgruppe in Nordrhein-Westfalen oder nach der sozialen Belastung im Jugendamtsbezirk
richten. Im Einzelfall kann der Zuschuss ein weiteres Kindergartenjahr gewahrt werden. Die §§
37 und 38 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend.

§44
plusKITAs

FuBnoten zu § 44 pluskKITAs

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Eine plusKITA ist eine Kindertageseinrichtung mit einem hohen Anteil von Kindern mit beson-
derem Unterstitzungsbedarf des Bildungsprozesses, insbesondere mit sprachlichem Forderbe-
darf, die vom Jugendamt als solche bestimmt wird. Dabei ist der Anteil von Familien mit Leis-
tungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch im
Einzugsgebiet der Kindertageseinrichtung sowie der Anteil der Familien in der Kindertagesein-
richtung, in denen vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird, zu beachten. Eine plusKITA ist in
die ortliche Jugendhilfeplanung aufzunehmen.

(2) Die plusKITA hat in besonderer Weise die Aufgabe, die Bildungschancen der nach Absatz 1
betreuten Kinder zu unterstiitzen und dabei gezielt die Sprache zu fordern. Die Umsetzung die-
ser Aufgaben setzt voraus, dass die Einrichtungsleitung gemeinsam mit dem Trager den Weiter-
entwicklungsprozess der plusKITA-Konzeption verantwortet und die nétigen Rahmenbedingun-
gen schafft.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-West-
falen, Friedrichstr. 62-80, 40217 Dusseldorf 40/54


https://recht.nrw.de/gvnrw/2026-s525

(3) Jede pluskKITA soll im Team zusatzlich zu dem nach § 28 fir die Gruppen vorgesehenen Per-
sonal eine sozialpadagogische Fachkraft mit einem Umfang von einer halben Stelle fiir die be-
sonderen Aufgaben beschaftigen. In diesem Umfang ist sie grundsatzlich nicht in der unmittel-
baren Betreuung der Kinder tatig.

(4) Das Nahere zur Ausgestaltung einer plusKITA, deren Konzeption und zu den Aufgaben und
Voraussetzungen einer zusatzlichen plusKITA-Fachkraft regelt die Oberste Landesjugendbehdr-
de durch Rechtsverordnung.

§ 45
Landeszuschuss fir plusKITAs

FuBnoten zu § 45 Landeszuschuss fur plusKITAs

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Das Land gewahrt dem Jugendamt einen Zuschuss fiir plusKITAs zur Finanzierung der Fach-
kraft nach § 44 Absatz 3. Das Land stellt hierfirr im Kindergartenjahr 2027/2028 einen Betrag
von 203,90 Millionen Euro landesweit zur Verfliigung. Der Anteil des Jugendamts wird fir jeweils
finf Jahre berechnet und ergibt sich

1. zu 75 Prozent aus der Anzahl der Kinder im Jugendamtsbezirk unter sechs Jahren in Familien
mit Leistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch im Verhaltnis zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder unter sechs Jahren in Familien mit
Leistungsbezug nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch; maBgeblich sind die Angaben der
Bundesagentur fir Arbeit flir den Berichtsmonat Marz des dem Flinfjahreszeitraum vorausge-
gangenen Kalenderjahres und

2. zu 25 Prozent aus der Anzahl der Kinder unter sechs Jahren im Jugendamtsbezirk in Kinder-
tageseinrichtungen, in deren Familien vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird, im Verhaltnis
zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder unter sechs Jahren in Kindertageseinrichtungen, in de-
ren Familien vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird; maBgeblich sind die Daten nach § 99 Ab-
satz 7 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zum Stichtag 1. Marz des dem Finfjahreszeitraum
vorausgegangenen Kalenderjahres.

Der Zuschuss betragt je Jugendamt im Kindergartenjahr 2027/2028 mindestens 54 461 Euro.

(2) Voraussetzung fiir den Zuschuss nach Absatz 1ist, dass das Jugendamt die Mittel als Zu-
schisse in H6he von mindestens 54 461 Euro an plusKITAs im Sinne von § 44 Absatz 1 weiterlei-
tet; die angegebene Zuschusshoéhe gilt fir das Kindergartenjahr 2027/2028. Die jeweiligen Ta-
geseinrichtungen mussen als solche in die Jugendhilfeplanung aufgenommen worden sein. Die
Zuschisse sind fur padagogisches Personal einzusetzen. Zuschiisse, die nicht zweckentspre-
chend verwendet werden, sind zurlickzuzahlen, sie sind nicht ricklagefahig. Die Aufnahme in
diese Forderung erfolgt in der Regel unbefristet, grundsatzlich aber mindestens fir finf Jahre.
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Das Jugendamt weist mittels rechtsverbindlicher Bestatigung die zweckentsprechende Verwen-
dung der nach diesem Absatz an die Trager geleisteten Zuschiisse Uber hierflr eingerichtete
elektronische Systeme bis zum 30. Juni des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Ka-
lenderjahres nach. Das Jugendamt hat nicht verbrauchte oder nicht zweckentsprechend ver-
wendete Zuschiisse zurtickzuzahlen. Werden die zurlickzuzahlenden Zuschiisse nicht fristge-
man mit der rechtsverbindlichen Bestatigung angezeigt, sind diese ab dem 1. Juli des auf das
Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderjahres mit drei Prozentpunkten Giber dem Basis-
zinssatz zu verzinsen. Das Land kann seinen Rlickzahlungsanspruch mit Forderungen der Ge-
meinde oder des Gemeindeverbandes aufrechnen. § 38 Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. § 37
gilt ab dem Kindergartenjahr 2028/2029 entsprechend.

(3) Das Jugendamt stellt sicher, dass mit diesen Zuschissen auch die Kinder geférdert werden,
bei denen nach § 36 Absatz 2 oder 3 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW.
S. 120), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Mai 2025 (GV. NRW. S. 501) geandert
worden ist, ein zusatzlicher Sprachférderbedarf bescheinigt worden ist.

§ 45a
Chancen-Kitas

FuBnoten zu § 45a Chancen-Kitas

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

§ 45a eingefugt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. Au-
gust 2027.

(1) Eine Chancen-Kita ist eine Kindertageseinrichtung mit einem sehr hohen Anteil von Kindern
mit besonderem Unterstltzungsbedarf des Bildungsprozesses, insbesondere mit sprachlichem
Forderbedarf. Chancen-Kitas sind diejenigen Kindertageseinrichtungen, die plusKITA im Sinne
des § 44 Absatz 1 und zugleich als Familienzentrum im Sinne des § 42 zertifiziert sind.

(2) Die Einfiihrung von Chancen-Kitas soll indikatorenbasiert auf Grundlage eines Sozialindexes
und auf Basis sehr hoher Bedarfslagen der Kinder einrichtungsscharf erfolgen.

§ 46
Landesférderung der Qualifizierung
FuBnoten zu § 46 Landesfoérderung der Qualifizierung

4 N\
Veroffentlichung GV. NRW. 2022 S. 509

Absatz 5 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 509), in
Kraft getreten am 1. August 2022.
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.
\_ 4
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(1) Das Land gewahrt dem Jugendamt fiir jedes im Sinne der Absatze 2 bis 6 vorgehaltene Quali-
fizierungsangebot, das im Bezirk des Jugendamtes tatsachlich umgesetzt wird, pauschalierte
Zuschisse auf der Grundlage einer zum 15. Marz fir das im gleichen Kalenderjahr beginnende
Kindergartenjahr vorzulegenden Mitteilung.

(2) Das Land gewahrt dem Jugendamt Zuschuisse fur die Platze von Personen in Weiterbildung
zur staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise zum staatlich anerkannten Erzieher in Kin-
dertageseinrichtungen. Einen Zuschuss in Héhe von 9 000 Euro jahrlich pro belegten Platz (piA-
E1-Zuschuss) erhalt jedes Jugendamt fir diejenigen Tageseinrichtungen, die Personen im ersten
Jahr ihrer praxisintegrierten Weiterbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise
zum staatlich anerkannten Erzieher weiterbilden. Voraussetzung fiir diesen Zuschuss ist, dass
diese Personen in ihrer praxisintegrierten Weiterbildung von dem Trager der Kindertageseinrich-
tung tariflich oder entsprechend vergitet werden. § 38 Absatz 1 Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 4,
6 bis 9 gelten entsprechend.

(3) Einen Zuschuss in Hohe von 4 500 Euro jahrlich pro belegten Platz erhalt jedes Jugendamt
fur diejenigen Kindertageseinrichtungen, die

1. Platze fur das Berufspraktikum von Personen im letzten Jahr ihrer Weiterbildung zur staatlich
anerkannten Erzieherin beziehungsweise zum staatlich anerkannten Erzieher bereitstellen (BP-
Zuschuss) oder

2. Platze fur Personen im zweiten oder dritten Jahr der praxisintegrierten Weiterbildung (piA-
E2/3-Zuschuss) bereitstellen.

Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(4) Fur diejenigen Tageseinrichtungen, die Personen in der praxisintegrierten Ausbildung zur
staatlich gepriften Kinderpflegerin beziehungsweise zum staatlich gepriften Kinderpfleger aus-
bilden, gewahrt das Land dem Jugendamt einen Zuschuss

1. in H6he von 8 000 Euro jahrlich pro belegten Platz im ersten Ausbildungsjahr (piA-K1-Zu-
schuss) und

2.in H6he von 4 000 Euro jahrlich pro belegten Platz im zweiten Ausbildungsjahr (piA-K2-Zu-
schuss).

Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
(5) Das Land gewahrt jedem Jugendamt einen Zuschuss

1. in H6he von 2 000 Euro fir jede angehende Kindertagespflegeperson, die die Qualifikation
nach dem QHB im Umfang von 300 Unterrichtseinheiten (QHB-300-Zuschuss) absolviert hat,

2. in H6he von 1000 Euro fur jede Kindertagespflegeperson, die die QHB-Anschlussqualifizie-
rung von ,160+" im Umfang von 140 Unterrichtseinheiten absolviert hat (QHB-140-Zuschuss),
und
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3. in Hohe von 700 Euro fir jede angehende Kindertagespflegeperson, die die verkirzte QHB-
Qualifizierung mit 80 Unterrichtseinheiten nach § 21 Absatz 2 Satz 2 absolviert hat (QHB-80-Zu-
schuss).

Voraussetzung ist, dass die Mittel zur Finanzierung einer QHB-Qualifizierung eingesetzt werden.
Zuschilsse, die nicht zweckentsprechend verwendet werden, sind zurlickzuzahlen. § 45 Absatz
2 Satz 6 bis 9 gilt entsprechend.

(6) Zur Unterstitzung der Praxisanleitung gewahrt das Land dem Jugendamt einen Zuschuss in
Hohe von 5 250 Euro fur jede Kindertageseinrichtung, die Personen gemaB den Absatzen 2 bis 4
beschéaftigt. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.

(7) Die Umsetzung des Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrages erfordert eine standige
Fortbildung der mit dem Auftrag betrauten Personen. Das Land unterstitzt diese kontinuierliche
Qualifizierung des padagogischen Personals in den Tageseinrichtungen und in der Kindertages-
pflege mit einem jahrlichen Betrag von insgesamt 15,595 Millionen Euro im Rahmen der Fortbil-
dungsvereinbarung fur den Elementarbereich im Land Nordrhein-Westfalen nach § 54 Absatz 3
Satz 1 Nummer 2. In diesem Rahmen fordert die Oberste Landesjugendbehorde auch die Quali-
tatsentwicklung und die wissenschaftliche Weiterentwicklung der Inhalte und Methoden.

§47
Landesforderung der Fachberatung

FuBnoten zu § 47 Landesfdrderung der Fachberatung

4 N\
Veroffentlichung GV. NRW. 2022 S. 509

Absatz 3 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 509), in
Kraft getreten am 1. August 2022.
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.
\_ 4

(1) Das Land gewahrt dem Jugendamt einen Zuschuss zur Férderung der qualifizierten Fachbe-
ratung von Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege. Ziel ist die fachliche und systema-
tische Begleitung der Qualitatssicherung und -entwicklung in der Kindertagesbetreuung.

(2) Das Land gewahrt dem Jugendamt darliber hinaus einen Zuschuss zur Férderung der qualifi-
zierten Fachberatung von plusKITAs. Ziel ist die fachliche und systematische Begleitung der
Qualitatssicherung und -entwicklung in pluskITAs im Sinne von § 44.

(3) Der Anteil des Jugendamtes ergibt sich aus der Anzahl von nach diesem Gesetz geférderten
Kindertageseinrichtungen im Jugendamtsbezirk und der Anzahl der Kindertagespflegepersonen,
die Kinder bis zum Schuleintritt betreuen und hierfur 6ffentlich geférdert werden, im Jugend-
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amtsbezirk auf der Grundlage einer zum 15. Marz fur das im gleichen Kalenderjahr beginnende
Kindergartenjahr vorzulegenden verbindlichen Mitteilung.

(4) Das Jugendamt leistet aus diesen Mitteln einen jahrlichen Zuschuss
1. von 1100 Euro je Tageseinrichtung an den Trager der Tageseinrichtung und
2.von 3 480 Euro je plusKITA an die zustandige Stelle.

Soweit bei Tragern in freier Tragerschaft die Aufgabe der Fachberatung und Qualitatssicherung
Uberwiegend auf Ebene ihrer regionalen Zusammenschliisse oder Uberortlichen Verbande er-
folgt, leiten die Trager die Zuschuisse an diese weiter. Fir die Fachberatung im Bereich Kinderta-
gespflege leitet das Jugendamt 550 Euro je Kindertagespflegeperson, die Kinder bis zum Schul-
eintritt betreut, an die zustandige Fachberatungsstelle weiter. § 38 Absatz 1 Satz 2 und § 45 Ab-
satz 2 Satz 4, 6 bis 9 gelten entsprechend.

§48
Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten

FuBnoten zu § 48 Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatze 2 und 3 ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten
am 1. August 2027.

(1) Das Land gewahrt jedem Jugendamt einen pauschalierten Zuschuss fiir die Flexibilisierung
der Kindertagesbetreuung. Im Rahmen der 6rtlichen Jugendhilfeplanung entscheidet das Ju-
gendamt auf Basis der ortlichen Bedarfslage, welche Angebote in die Forderung zur Flexibilisie-
rung der Betreuungszeiten aufgenommen werden. Die Bezuschussung dient der finanziellen
Férderung von kind- und bedarfsgerechten, familienunterstiitzenden Angeboten in der Kinderta-
gesbetreuung, wie

1. Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen, die tiber eine Offnungszeit von wéchentlich 47
Stunden hinausgehen,

2. Offnungszeiten in Kindertageseinrichtungen an Wochenend- und Feiertagen,
3. Offnungszeiten und Betreuungsangebote nach 17 Uhr und vor 7 Uhr,

4. bis zu 15 der Offnungstage im Kindergartenjahr fiir Kindertageseinrichtungen, die nur 15 Off-
nungstage oder weniger jahrlich schlieBen,

5. zusatzliche Betreuungsangebote bei unregelmaBigem Bedarf oder fur ausnahmsweise kurz-
fristig erhohten Bedarf der Familien und Notfallangebote sowie

6. erganzende Kindertagespflege gemaB § 23 Absatz 1.
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(2) Das Land stellt fiir Angebote zur Flexibilisierung nach Absatz 1jahrlich landesweit Mittel zur
Verfligung; im Kindergartenjahr 2026/2027 betragt die Hohe der Mittel 99 238 594 Euro. Der An-
teil des Jugendamtes ergibt sich in den Kindergartenjahren 2027/2028 bis 2031/2032 aus der
Anzahl der im Jugendamtsbezirk nach der verbindlichen Jugendhilfeplanung fiir das Kindergar-
tenjahr 2026/2027 beantragten Kindpauschalen fir in Tageseinrichtungen betreute Kinder im
Verhadltnis zur landesweiten Anzahl der beantragten Kindpauschalen fur in Tageseinrichtungen
betreute Kinder.

(3) Voraussetzung fiir den Zuschuss nach Absatz 1ist, dass das Jugendamt diesen Zuschuss mit
einer Erhdéhung des Betrages um 25 Prozent fir zeitlich flexible Angebotsformen der Kinderta-
gesbetreuung einsetzt und an Trager von Tageseinrichtungen, Kindertagespflegepersonen oder
Anstellungstrager von Kindertagespflegepersonen weiterleitet. § 37 und § 45 Absatz 2 Satz 4, 6
bis 9 gelten entsprechend.

(4) Bei der Konzeptionierung und Inanspruchnahme der flexiblen Angebotsformen ist den alters-
und entwicklungsbezogenen Bedurfnissen der Kinder nach Kontinuitat und Verlasslichkeit sowie
den Bindungs- und Bildungsprozessen der einzelnen Kinder Rechnung zu tragen. Werden im
Rahmen der flexiblen Angebotsformen Kinder betreut, die das dritte Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben oder erfolgt die Betreuung im Rahmen von Kindertagespflege, durfen nicht mehr als
flnf Kinder gleichzeitig von einer padagogischen Kraft betreut werden.

(5) Die im Rahmen flexibler Angebotsformen eingesetzten Personen sollen mindestens Uber eine
Qualifikation als Kindertagespflegeperson im Umfang von 160 Unterrichtseinheiten oder ver-
gleichbare padagogische Kenntnisse verfligen und sind mindestens als Beschaftigte in der Ta-
tigkeit von Kinderpflegerinnen und Kinderpflegern mit staatlicher Anerkennung zu verguten.

§ 48a
Landeszuschuss zur Finanzierung der Transformationskosten

FuBnoten zu § 48a Landeszuschuss zur Finanzierung der Transformationskosten

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

§ 48a eingefligt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. Au-
gust 2027.

(1) Das Land gewahrt jedem Jugendamt zur Finanzierung der transformationsbedingten Ausga-
ben einen pauschalierten Zuschuss.

(2) Das Land stellt hierfir bis zur Einflihrung eines kindbezogenen, faktorbasierten Finanzie-
rungssystems im Sinne des § 55 Absatz 7 einen Betrag von 200 Millionen Euro bereit. Der Anteil
des Jugendamtes ergibt sich aus dem Verhaltnis zwischen der Summe der im Jugendamtsbezirk
nach der verbindlichen Jugendhilfeplanung beantragten Kindpauschalen zur Summe der landes-
weit beantragten Kindpauschalen fiir in Tageseinrichtungen betreute Kinder. Das Jugendamt lei-
tet den Zuschuss in entsprechender Anwendung des Verteilschllissels hach Satz 2 an die Trager
der Einrichtungen seines Bezirks weiter. § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 9 gelten entsprechend.
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§ 48b
Landeszuschuss zur Finanzierung der Kita-Helferinnen und Kita-Helfer

FuBnoten zu § 48b Landeszuschuss zur Finanzierung der Kita-Helferinnen und Kita-Helfer

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

§ 48b eingeflugt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. Au-
gust 2027.

Fir diejenigen Kindertageseinrichtungen, die Kita-Helferinnen und Kita-Helfer zur Unterstlitzung
bei nichtpadagogischen Aufgaben in den Kindertageseinrichtungen anstellen, gewahrt das Land
dem Jugendamt pro Kindergartenjahr einen Zuschuss in Héhe von 16 200 Euro jahrlich pro Ein-
richtung. § 38 Absatz 1 Satz 2 sowie § 45 Absatz 2 Satz 4, 6 bis 10 gelten entsprechend.

Teil 5
Verfahrens-, Ubergangs- und Schlussvorschriften

§49
Interkommunaler Ausgleich

(1) Werden Kinder in einer Kindertageseinrichtung betreut, die nicht im Jugendamtsbezirk des
Wohnsitzes des Kindes gelegen ist, so kann das Jugendamt der aufnehmenden Kommune spa-
testens bis sechs Monate nach Aufnahme in die wohnsitzfremde Kindertageseinrichtung einen
Kostenausgleich von dem Jugendamt des Wohnsitzes verlangen. In diesen Fallen erfolgt die
Kostenbeitragserhebung nach § 51im Jugendamt des Wohnsitzes.

(2) Der Ausgleich nach Absatz 1 betragt 40 Prozent der Kindpauschale, sofern die Jugendamter
keine andere Vereinbarung treffen.

(3) Wird ein Kind bei einer Kindertagespflegeperson auBerhalb des Jugendamtsbezirks seines
Wohnsitzes betreut, so leistet das Jugendamt seines Wohnsitzes pauschal ein Drittel der nach §
23 Absatz 2 Nummer 3 und 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch monatlich erstatteten Versi-
cherungsbeitrage an das Jugendamt, das diese Aufwendungen an die Kindertagespflegeperson
erstattet und in dessen Bezirk das Kind von einer Kindertagespflegeperson betreut wird, soweit
die betroffenen Jugendamter nichts Abweichendes vereinbaren. Die Zustandigkeit fur die Kos-
tenbeitragserhebung gegeniber den Eltern bleibt davon unberihrt.

§ 50
Elternbeitragsfreiheit

FuBnoten zu § 50 Elternbeitragsfreiheit

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 geandert und Absatz 2 ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in
Kraft getreten am 1. August 2027.
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(1) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege
durch Kinder, die bis zum Beginn des 30. September das vierte Lebensjahr vollendet haben wer-
den, ist ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschu-
lung beitragsfrei.

(2) Zum Ausgleich des Einnahmeausfalls nach Absatz 1 gewahrt das Land dem Jugendamt pro
Kindergartenjahr einen pauschalen Zuschuss in Hohe von 8,62 Prozent der Summe der Kindpau-
schalen fur in Tageseinrichtungen betreute Kinder im Alter von drei Jahren bis zur Einschulung,
die sich auf der Basis der verbindlichen Jugendhilfeplanung nach § 26 Absatz 4 bis zum 15.
Marz fir das in dem gleichen Kalenderjahr beginnende Kindergartenjahr ergibt.

§ 51
Elternbeitrage

FuBnoten zu § 51 Elternbeitrage

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 3 geandert und Absatz 4 ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in
Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Soweit die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertages-
pflege nicht gemaB § 50 beitragsfrei ist, konnen Teilnahme- oder Kostenbeitréage (Elternbeitrage)
nach § 90 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch ausschlieBlich vom Jugendamt festge-
setzt werden. In den Fallen des § 49 Absatz 1und 2 kdnnen die Elternbeitrage nur durch das Ju-
gendamt des Wohnsitzes erhoben werden. Fur die Betreuung in Kindertageseinrichtungen, die
nach diesem Gesetz finanziell bezuschusst werden und soweit die Forderung in Kindertages-
pflege gemaB § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfolgt, sind mit Ausnahme von mdgli-
chen Entgelten fur Mahlzeiten weitere Teilnahmebeitrage der Eltern ausgeschlossen. Dies gilt
auch im Verhaltnis zu Anstellungstragern im Sinne des § 22 Absatz 6. Das Jugendamt kann die
Zahlung eines angemessenen Entgelts fir Mahlzeiten an die Kindertagespflegepersonen oder ei-
nen Anstellungstrager zulassen. Mitgliederbeitrage fir Elterninitiativen geman § 36 Absatz 2
Nummer 3 sind keine Teilnahme- oder Kostenbeitrage im Sinne dieser Vorschrift.

(2) Zu dem Zweck geman Absatz 1 teilt der Trager der Kindertageseinrichtung oder der Trager,
der die Kindertagespflege vermittelt hat, dem Jugendamt die Namen, Anschriften, Geburtsdaten,
die Betreuungszeiten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie die entspre-
chenden Angaben der Eltern oder der nach kommunalem Satzungsrecht gleichgestellten Perso-
nen unverziglich mit. In den Fallen des § 49 leitet das Jugendamt der aufnehmenden Kommune,
das die Daten nach Satz 1 erhalt, diese an das Jugendamt der Wohnsitzkommune weiter.

(3) Der Trager der Kindertageseinrichtung kann ein angemessenes Entgelt fir Mahlzeiten verlan-
gen.

(4) Erhebt das Jugendamt Elternbeitrage fiir die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen
oder Kindertagespflege, hat es eine soziale Staffelung vorzusehen und die wirtschaftliche Leis-
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tungsfahigkeit der Eltern sowie die Betreuungszeit zu beriicksichtigen. Es kann ermaBigte Beitra-
ge oder eine Beitragsfreiheit fir Geschwisterkinder, unabhangig vom Jugendamtsbezirk, in dem
sie betreut werden, und auch wenn sie eine Ganztagsschule im Primarbereich oder eine heilpad-
agogische Gruppe besuchen, vorsehen. Bei Geschwisterregelungen sind Kinder, deren Tages-
betreuung gemaB § 50 Absatz 1 elternbeitragsfrei ist, so zu berticksichtigen, als ob fir sie ein El-
ternbeitrag zu leisten ware. Dies gilt entsprechend fir Kinder, die eine heilpddagogische Gruppe
besuchen, fiir den Zeitpunkt, an dem das Kind gemaB § 50 Absatz 1 auch in einer Regelgruppe
beitragsfrei ware. Bei ErmaBigungsregelungen fur Geschwister ist sicherzustellen, dass die Fa-
milie sowohl in vollem Umfang von diesen ErmaBigungen als auch von der Elternbeitragsbefrei-
ung nach § 50 profitiert. Die Hohe und Staffelung der Elternbeitrage fiir Kindertageseinrichtun-
gen und fur Kindertagespflege sollten einander entsprechen.

(5) Der Schultrager oder das Jugendamt kénnen fiir auBerunterrichtliche Angebote im Rahmen
offener Ganztagsschulen und fiir andere auBerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungsange-
bote in Schulen Beitrage von den Eltern oder den nach kommunalem Satzungsrecht gleichge-
stellten Personen erheben. Der Schultrager oder das Jugendamt sollen eine soziale Staffelung
der Beitrage vorsehen. Beitrage flir Geschwisterkinder kdnnen ermaBigt werden. Dies gilt auch
fur Kinder, deren Geschwister in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege betreut
werden, unabhangig von ihrem Wohnsitz und von dem Jugendamtsbezirk.

(B) Kreise als ortliche Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe kdnnen durch Satzung oder 6ffentlich-
rechtliche Vereinbarung Gemeinden, fir die sie die Aufgaben der 6ffentlichen Jugendhilfe wahr-
nehmen, mit der Durchfiihrung von Aufgaben nach den Absatzen 1 und 3 beauftragen.

§ 52
Investitionen
Das Land gewahrt dem Jugendamt nach MaBgabe des Haushaltsgesetzes Zuwendungen zu den
Investitionskosten fiir Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege.
§ 53
Innovationsklausel

FuBnoten zu § 53 Innovationsklausel

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

(1) Die Oberste Landesjugendbehdrde kann Abweichungen von den Regelungen dieses Geset-
zes genehmigen oder von Amts wegen zulassen

1. flr besondere Betreuungsbedarfe oder

2. zur Erprobung innovativer padagogischer oder organisatorischer Modelle, soweit diese geeig-
net sind, Erkenntnisse zur Weiterentwicklung des Systems der Kindertagesbetreuung zu gewin-
nen.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-West-
falen, Friedrichstr. 62-80, 40217 Dusseldorf 49 /54


https://recht.nrw.de/gvnrw/2026-s525

(2) Die Genehmigung der Abweichungen erfolgt auf Antrag. Antragsbefugt sind ortliche Trager
der offentlichen Jugendhilfe. Der Antrag soll in Abstimmung mit betroffenen Tragern erfolgen.

(3) Ein Antrag auf Abweichung ist abzulehnen, soweit er zu einer Erhhung des nach diesem Ge-
setz an einen ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe gezahlten Landeszuschusses ge-
messen an der Ist-Belegung des Vorjahres unter Berticksichtigung des § 37 fuhren wirde.

§ 54
Verwaltungsverfahren und Verordnungsermachtigungen, Vereinbarungen
FuBnoten zu § 54 Verwaltungsverfahren und Verordnungsermachtigungen, Vereinbarungen

4 N\
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 2 geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1.
August 2026.
Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatze 2 und 3 ersetzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten
am 1. August 2027.
\ J

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, gelten die Vorschriften des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch — Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz — in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBI. | S. 130) in der jeweils geltenden Fassung entspre-
chend.

(2) Die Oberste Landesjugendbehdrde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung

1. die Fortschreibungsrate nach § 37 Absatz 2 festzusetzen sowie das Verhaltnis von Personal-
zu Sachkosten gemaB § 37 Absatz 3 neu festzulegen, wenn eine Anpassung im Zuge der Uber-
prifung geman § 55 Absatz 5 erforderlich wird,

2. Art und H6he zu den Mietzuschiissen sowie Ausnahmen zur Gewahrung festzusetzen,
3. das Nahere zum Verfahren zur Gewahrung der Landeszuschusse zu regeln,

4. die Verteilung der Mittel nach § 45 Absatz 1und § 48 Absatz 2 ab dem Kindergartenjahr
2032/2033 neu festzusetzen,

5. den Prozentsatz nach § 38 Absatz 3 neu oder entsprechende Einmalzahlungen festzulegen,
wenn sich, nach einer Uberpriifung des Belastungsausgleichs nach § 3 Absatz 2 des Belas-
tungsausgleichsgesetzes Jugendhilfe vom 13. November 2012 (GV. NRW. S. 510) in der jeweils
geltenden Fassung oder einer Uberpriifung der gesamten Auswirkungen des Gesetzes in Ab-
stimmung mit den kommunalen Spitzenverbanden, das Erfordernis einer Anpassung des Kosten-
ausgleichs ergibt,

5a. den Prozentsatz nach § 50 Absatz 2 neu oder entsprechende Einmalzahlungen festzulegen,
wenn sich, nach einer Uberpriifung des Belastungsausgleichs zur Elternbeitragsfreiheit nach § 4
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des Konnexitatsausfiihrungsgesetzes vom 22. Juni 2004 (GV. NRW. S. 360) in der jeweils gel-
tenden Fassung in Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbanden, das Erfordernis einer
Anpassung des Kostenausgleichs ergibt,

6. Kriterien flr das Gltesiegel ,Familienzentrum NRW" und das Verfahren zu seiner Verleihung
weiter zu entwickeln und neu festzulegen,

7. das Nahere Uber die Qualitatssicherung und -entwicklung einschlieBlich Qualifizierung und
Fachberatung festzulegen,

8. das Nahere Uber die Qualifikation und den Personalschlissel sowie Personalvorgaben fur die
Randzeit im Sinne des § 28 Absatz 2 Satz 3 nach Anhérung der kommunalen Spitzenverbande,
der Spitzenverbande der Freien Wohlfahrtspflege und der Kirchen festzulegen,

9. das Nahere zum Verfahren und zur Ausgestaltung der Bildungsdokumentation und zur Ent-
wicklungsstandserhebung, insbesondere der Erhebung des Sprachentwicklungsstandes, festzu-
legen und

10. das Nahere zur Ausgestaltung einer pluskITA und zu den Aufgaben und Voraussetzungen
der zusatzlichen plusKITA-Fachkraft festzulegen.

Fur die Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nummer 1 bis 5a ist die Zustimmung des fur Finanzen
zustandigen Ministeriums erforderlich. Flr die Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nummer 5, 5a
und 8 ist die Zustimmung des fir Kommunales zustandigen Ministeriums erforderlich.

(3) Die Oberste Landesjugendbehdrde trifft mit den kommunalen Spitzenverbanden, den Spit-
zenverbanden der Freien Wohlfahrtspflege und den Kirchen

1. eine Vereinbarung uber die Bildungs- und Erziehungsarbeit der Kindertageseinrichtungen (Bil-
dungsvereinbarung) und

2. eine Vereinbarung Uber die Fort- und Weiterbildung der padagogischen Krafte (Fortbildungs-
vereinbarung).

Dabei sind die Prinzipien der Pluralitat, der Tragerautonomie und der Konzeptionsvielfalt zu be-
ricksichtigen.

§ 55
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten, Ubergangsvorschriften

FuBnoten zu § 55 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten, Ubergangsvorschriften

Veroffentlichung GV. NRW. 2026 S. 525

Absatz 1 geandert sowie Absatz 5 (alt) ersetzt durch die Absatze 5 bis 8 durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 21. Juli 2026, in Kraft getreten am 1. August 2027.

Herausgeber: Im Namen der Landesregierung, das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-West-
falen, Friedrichstr. 62-80, 40217 Dusseldorf 51/54


https://recht.nrw.de/gvnrw/2004-s360
https://recht.nrw.de/gvnrw/2026-s525

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2020 in Kraft. Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis
zum 31. Dezember 2023 Uber die Erfahrungen mit dem Gesetz nach Satz 1.

(2) Die Trager von Kindertageseinrichtungen werden von allen Zweckbindungen aus einer Inves-
titionsfoérderung nach dem Gesetz liber Tageseinrichtungen fir Kinder und dem Kindergartenge-
setz befreit, wenn die mit den Landesmitteln geférderten Einrichtungen weiterhin fiir Kinderta-
geseinrichtungen, Kindertagespflege oder Familienzentren nach diesem Gesetz Uberwiegend
genutzt werden. Zweckbindungen fir Platze, die seit 2008 im Rahmen der U3-Investitionspro-
gramme geschaffen wurden, laufen Gber den ausgesprochenen Zeitraum weiter und gelten als
erfillt, wenn im Rahmen der o6rtlichen Jugendhilfeplanung entschieden wird, dass sie vorrangig
mit Kindern unter drei Jahren belegt werden.

(3) Fur die finanzielle Forderung von Kindertageseinrichtungen (Kindpauschalen, Mietzuschisse,
Verfligungspauschale, zusatzliche U3-Pauschale, eingruppige, Waldkindergartengruppen, Fami-
lienzentren, pluskKITA-Einrichtungen, zusatzlichen Sprachférderbedarf und Qualifizierung sowie
die zusatzlichen Zuschusse) und den Landeszuschuss fur Kinder in Kindertagespflege bis zum
Kindergartenjahr 2019/2020 gilt das Kinderbildungsgesetz vom 30. Oktober 2007 in der am 31.
Juli 2020 geltenden Fassung.

(4) Fir pauschalierte Landeszuschiisse zum Erhalt der Tragervielfalt fiir die Jahre 2017/2018 und
2018/2019 ist § 21f des Kinderbildungsgesetzes vom 30. Oktober 2007 in der am 31. Juli 2019
geltenden Fassung anzuwenden.

(5) Die Landesregierung Uberprift auf Basis einer qualifizierten Stichprobe die Finanzierung der
Kindertagesbetreuung und deren Auswirkungen in einem regelmaBigen Turnus und bezieht da-
bei die kommunalen Spitzenverbande, die Spitzenverbande der Freien Wohlfahrtspflege, die Kir-
chen sowie den Landesverband flr Kindertagespflege NRW e.V. ein. Im Rahmen einer Evaluation
sind die Trager der Kindertageseinrichtungen sowie die Jugendamter verpflichtet, die dafir er-
forderlichen Daten zu erheben und zu Ubermitteln.

(6) § 33 Absatz 5 Satz 2 und 3 tritt mit Ablauf des 31. Juli 2029 auBer Kraft.

(7) Die Oberste Landesjugendbehorde bereitet die Einflihrung eines kindbezogenen, faktorba-
sierten Finanzierungssystems bis zum 31. Dezember 2027 vor. Der Prozess soll durch eine Un-
tersuchung begleitet werden. Dabei werden auch die Erfahrungen der Trager gemaB § 25 Absatz
1 einbezogen.

(8) Die Hohe der fur ein Kindergartenjahr gezahlten finanziellen Zuschiisse richtet sich aus-
schlieBlich nach den wahrend des jeweiligen Kindergartenjahres geltenden Vorschriften. Ruck-
wirkende Anspriiche werden nicht begrindet.

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministerprasident

Der Minister fir Kinder, Familie, Fllichtlinge und Integration
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Der Minister der Finanzen
Der Minister fir Arbeit, Gesundheit und Soziales
Die Ministerin fur Schule und Bildung

Die Ministerin fir Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung
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Anhang 1 zum Gesetz zur Anderung des Kinderbildungsgesetzes
(zu Artikel 2 Nummer 42)
Anlage 1
(zu § 26 Absatz 2, § 28 Absatz 2)

Gruppenform Anzahl Betreu-un- | Leitungszeit Mindest- Mindest-Ergan-
Kinder gszeit in in Stunden Fachkraft- zungskraftstunden
Stunden stunden
Gruppenform I: 20 25 5 55,00 -
Kinder im Alter 20 30 6 66,00
von zwei Jahren 20 35 7 77,00 -
bis zur Einschu- 20 40 8 88,00
lung 20 45 9 99,00 -
Gruppenform Il: 10 25 5 55,00 -
Kinder im Alter 10 30 6 66,00
von unter drei Jah- 10 35 7 77,00 -
ren 10 40 8 88,00
10 45 9 99,00 -
Gruppenform lli: 25 25 5 27,50 27,50
Kinder im Alter 25 30 6 33,00 33,00
von drei Jahren 25 35 7 38,50 38,50
und élter 20 40 8 44,00 44,00
20 45 9 49,50 49,50

In Gruppenform | soll die Zahl der Kinder im Alter von zwei Jahren mindestens 4, aber nicht
mehr als 6 betragen.

Sofern eine Einrichtung gemaB § 27 Absatz 6 Satz 1 KiBiz Kern- und Randzeiten festgelegt
hat, reduzieren sich die Mindest-Fachkraftstunden und gegebenenfalls die Mindest-Ergan-
zungskraftstunden im Verhaltnis der Kernzeit zum festgelegten Betreuungsumfang gemag
§ 27 Absatz 2 KiBiz.
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Anhang 2 zum Gesetz zur Anderung des Kinderbildungsgesetzes
(zu Artikel 2 Nummer 42)

Anlage 2

(zu § 33)

Gruppenform Woéchentliche | Gesamt- Kindpauschale

Betreuungszeit | personal-
kraftstun-
den

Gruppenform I 25 71,50 8.029,60 Euro

Kinder im Alter von zwei

Jahren bis zur Einschu- 30 85,50 9.701,07 Euro

lun

ung 35 99,50 | 10.794,41 Euro
40 113,75 | 12.906,89 Euro
45 128,00 | 13.856,86 Euro

Gruppenform Il 25 76,50 | 17.024,23 Euro

Kinder im Alter von unter

drei Jahren 30 91,75 | 20.788,98 Euro
35 107,00 | 23.036,86 Euro
40 122,25 | 27.700,05 Euro
45 137,50 | 29.547,79 Euro

Gruppenform il 25 71,00 6.296,03 Euro

Kinder im Alter von drei

Jahren und alter 30 85,00 7.593,71 Euro
35 99,00 8.472,34 Euro
40 101,50 | 11.338,78 Euro
45 114,00 | 12.311,83 Euro

Kinder mit oder mit drohenden Behinderungen

Kindpauschale
us 27.613,48 Euro
U3 29.541,98 Euro
U3 Gruppenform [1/45 Stunden 31.885,86 Euro

Die Behinderungen oder drohenden Behinderungen missen von einem Trager der Einglie-
derungshilfe festgestellt sein.

— GV.NRW. 2026 S. 525



	LRGV - Landesrecht Gesetze und Verordnungen
	 Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) - Sechstes Gesetz zur Ausführung des Achten Buches Sozialgesetzbuch - 
	Vollzitat
	 Teil 1 Allgemeine Bestimmungen 
	 § 1 Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 
	 § 2 Allgemeine Grundsätze 
	 § 3 Wunsch- und Wahlrecht 
	 § 4 Bedarfsplanung und Bedarfsermittlung 
	 § 5 Bedarfsanzeige und Anmeldung 
	 § 6 Qualitätsentwicklung und Fachberatung 
	 § 7 Diskriminierungsverbot 
	 § 8 Gemeinsame Förderung aller Kinder 
	 § 9 Zusammenarbeit mit den Eltern 
	 § 10 Elternmitwirkung in der Kindertageseinrichtung 
	 § 11 Elternmitwirkung auf Jugendamtsbezirks- und Landesebene 
	 § 12 Gesundheitsvorsorge 
	 § 13 Kooperationen und Übergänge 
	 § 14 Zusammenarbeit zur Frühförderung und Komplexleistung 
	 § 15 Frühkindliche Bildung 
	 § 16 Partizipation 
	 § 17 Pädagogische Konzeption 
	 § 18 Beobachtung und Dokumentation 
	 § 19 Sprachliche Bildung und Förderung 
	 § 20 Datenerhebung und -verarbeitung 

	 Teil 2 Förderung in Kindertagespflege 
	 § 21 Qualifikationsanforderungen 
	 § 22 Erlaubnis zur Kindertagespflege 
	 § 23 Angebotsstruktur in der Kindertagespflege 
	 § 24 Landeszuschuss für Kinder in Kindertagespflege und Verwendungsnachweis 

	 Teil 3 Förderung in Kindertageseinrichtungen 
	 Kapitel 1 Rahmenbestimmungen 
	 § 25 Träger von Kindertageseinrichtungen 
	 § 26 Angebotsstruktur in Kindertageseinrichtungen 
	 § 27 Öffnungs- und Betreuungszeiten in Kindertageseinrichtungen 
	 § 28 Personal 
	 § 29 Leitung 
	 § 30 Zusammenarbeit mit der Grundschule 
	 § 31 Evaluation 

	 Kapitel 2 Finanzierung 
	 § 32 Allgemeine Voraussetzungen der Finanzierung 
	 § 33 Kindpauschalenbudget 
	 § 34 Mietzuschuss 
	 § 35 Eingruppige Einrichtungen und Waldkindergartengruppen 
	 § 36 Jugendamtszuschuss und Trägeranteil 
	 § 37 Anpassung der Finanzierung 
	 § 37a Finanzielle Überbrückung durch das Land 
	 § 38 Landeszuschüsse für Kindertageseinrichtungen 
	 § 39 Verwendungsnachweis 
	 § 40 Rücklagen 
	 § 41 Planungsgarantie 


	 Teil 4 Landesförderungen zur Qualitätsentwicklung 
	 § 42 Familienzentren 
	 § 43 Finanzielle Förderung der Familienzentren 
	 § 44 plusKITAs 
	 § 45 Landeszuschuss für plusKITAs 
	 § 45a Chancen-Kitas 
	 § 46 Landesförderung der Qualifizierung 
	 § 47 Landesförderung der Fachberatung 
	 § 48 Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten 
	 § 48a Landeszuschuss zur Finanzierung der Transformationskosten 
	 § 48b Landeszuschuss zur Finanzierung der Kita-Helferinnen und Kita-Helfer 

	 Teil 5 Verfahrens-, Übergangs- und Schlussvorschriften 
	 § 49 Interkommunaler Ausgleich 
	 § 50 Elternbeitragsfreiheit 
	 § 51 Elternbeiträge 
	 § 52 Investitionen 
	 § 53 Innovationsklausel 
	 § 54 Verwaltungsverfahren und Verordnungsermächtigungen, Vereinbarungen 
	 § 55 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsvorschriften 

	Anlagen


